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1. Berichtsauftrag 

Am 27. Juni 1986 hat der Deutsche Bundestag in sei-
ner 226. Sitzung anläßlich der Verabschiedung des 
Fünften Gesetzes zur Änderung des Wasserhaushalts-
gesetzes einen Entschließungsantrag (s. die Beschluß-
empfehlung in Drs. 10/5727) angenommen, in dem die 
Bundesregierung unter Teilziffer 4.4 aufgefordert 
wird, bis zum 31. Dezember 1989 einen Bericht über 
die Auswirkungen des geänderten Wasserhaushalts-
gesetzes auf die Gewässer vorzulegen. Insbesondere 
soll über eingeleitete und getroffene Maßnahmen, die 
die Gewässer als Teil des Naturhaushaltes stärker 
schützen, über die Einführung des Standes der Tech-
nik bei Abwasser mit gefährlichen Stoffen und über 
die Erfassung von Indirekteinleitern in kommunale 
Abwasseranlagen berichtet werden. 

Der Bericht berücksichtigt die Beiträge der für die 
Umsetzung und den Vollzug des WHG zuständigen 
Länder und entspricht dem Stand vom 10. April 
1990. 

2. Ausgangslage und Ziele der 5. Novelle zum 
WHG 

2.1 Allgemeines 

Mit dem Vierten Gesetz zur Änderung des Wasser-
haushaltsgesetzes vom 26. April 1976 (BGBl. I 
S. 1109) wurde das Wasserhaushaltsgesetz mit Wir-
kung vom 1. Oktober 1976 in wesentlichen Teilen ge-
ändert und ergänzt. Schwerpunkte waren seinerzeit 
die Regelungen über Anforderungen an das Einleiten 
von Abwasser (§ 7 a), Vorschriften über das Lagern, 
Abfüllen und Umschlagen wassergefährdender Stoffe 
(§§ 19g-191) und Bestimmungen über die Aufstel-
lung von Bewirtschaftungsplänen (§ 36b). 

Mit der neu eingeführten Regelung des § 7 a wurde 
die Bundesregierung zum Erlaß von allgemeinen Ver-
waltungsvorschriften über Mindestanforderungen an 
das Einleiten von Abwasser in Gewässer ermächtigt. 
Bis zum Inkrafttreten der 5. Novelle zum WHG hatte 
die Bundesregierung insgesamt 46 Verwaltungsvor-
schriften erlassen, in denen für die Kommunen und 
nahezu alle Industriebereiche mit bedeutsamen Ab-
wassereinleitungen Mindestanforderungen entspre-
chend den nach der damaligen Fassung des § 7 a maß-
gebenden allgemein anerkannten Regeln der Tech-
nik (a. a. R. d. T.) festgelegt wurden. Diese Verwal-
tungsvorschriften hatten sich als wertvolles Instru-
mentarium für einen bundesweit einheitlichen was-
serrechtlichen Vollzug erwiesen und deutliche Er-
folge bei der Verminderung der Gewässerbelastung 
gebracht. Mit den seinerzeit ebenfalls neu in das Ge-
setz aufgenommenen Bestimmungen über das La-
gern, Abfüllen und Umschlagen wassergefährdender 
Stoffe konnte außerdem die Vorsorge zum Schutz des 
Grundwassers vor Verunreinigungen der Gewässer 
aus punktförmigen Quellen deutlich verbessert wer-
den. 

Diese Vorschriften reichten aber nicht aus, um den 
Ursachen immer noch bestehender Gewässerbela-
stungen umfassend begegnen zu können. So wurde 
deutlich, daß insbesondere die Belastung der Gewäs-
ser mit gefährlichen Stoffen sowie die Notwendigkeit, 
das Grundwasser noch stärker zu schützen, weitere 
gesetzliche Regelungen für die Bereiche Abwasser-
einleitungen, Umgang mit wassergefährdenden Stof-
fen und Wasserschutzgebiete erforderlich machten. 
Darüber hinaus galt es, den Stellenwert des Gewäs-
serschutzes und eines sparsamen Wasserverbrauches 
als Ziel einer geordneten Gewässerbewirtschaftung 
deutlicher hervorzuheben. 

2.2 Die novellierten Regelungen im einzelnen 

2.2.1 Hervorhebung der Belange der 
Gewässerökologie 

Die alte Regelung des § 1 a Abs. 1 WHG stellte die 
Nutzung der Gewässer stark in den Vordergrund. 
Dies führte in der Vergangenheit verschiedentlich 
dazu, daß die Belange der Gewässerökologie und des 
Landschaftsschutzes nicht immer ausreichend beach-
tet wurden. 

Der in § 1 a festgelegte Auftrag zur Gewässerbewirt-
schaftung wurde im 5. Änderungsgesetz durch die 
Formulierung „Gewässer sind als Bestandteil des Na-
turhaushaltes zu bewirtschaften" konkretisiert. Diese 
Ergänzung soll deutlich machen, daß Gewässer als 
Bestandteil des gesamten Naturhaushaltes anzusehen 
sind und daß die Erhaltung oder Wiederherstellung 
eines naturnahen Zustandes der Gewässer anzustre-
ben ist. Dieses Ziel ist bei der Nutzung der Gewässer 
stets zu beachten. 

Auch bei der Gewässerunterhaltung (§ 28) und bei 
der Aufstellung von Bewirtschaftungsplänen (§ 36b 
Abs. 1) wird durch die Novellierung eine stärkere Be-
rücksichtigung der Belange des Naturhaushaltes vor-
geschrieben. Die alte Bestimmung des § 28 über die 
Unterhaltung von Gewässern stellte die Erhaltung ei-
nes ordnungsmäßigen Zustandes für den Wasserab-
fluß und an schiffbaren Gewässern auch die Erhaltung 
der Schiffbarkeit, d. h. eine bestimmte Nutzung, in 
den Vordergrund. Belangen der Gewässerökologie 
war demgegenüber weniger starkes Gewicht beige-
messen worden. Durch die Einbeziehung des Beg riffs 
„Naturhaushalt" in § 36b Abs. 1 soll auch im Rahmen 
der Aufstellung von Bewirtschaftungsplänen sicher-
gestellt werden, daß ökologische Gesichtspunkte stär-
ker als bisher beachtet werden. So ist es z. B. notwen-
dig, bei der Bewirtschaftung der Oberflächengewäs-
ser nicht nur die verschiedenen Nutzungen zu be-
rücksichtigen, sondern auch das Gewässer in einem 
möglichst naturnahen Zustand zu erhalten oder die-
sen Zustand wiederherzustellen. 
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2.2.2 Beachtung wassersparender Maßnahmen und 
Schonung der Grundwasservorräte 

Während die alte Fassung des § 1 a Abs. 2 WHG die 
allgemeine Verpflichtung zur Anwendung der not-
wendigen Sorgfalt nur auf die Vermeidung von Ver-
unreinigungen der Gewässer bezog, erstreckt die 
5. Novelle diese Grundsatzverpflichtung auch auf die 
sparsame Verwendung von Wasser. Die Entnahme 
von Wasser, insbesondere die Grundwasserent-
nahme, stellt einen Eingriff in den Wasserhaushalt 
dar, der nachteilige Folgen für die Ökologie eines 
Gewässers und den übrigen Naturhaushalt haben 
kann. Ferner führen Steigerungen der Wasserent-
nahme zu einer Erhöhung der Abwassermengen. Ziel 
einer auf größtmögliche Schonung der Umwelt ange-
legten Bewirtschaftung der Gewässer muß daher die 
rationelle Wasserverwendung in Haushalt, Gewerbe 
und Industrie sein. Hierzu gehört u. a., daß gewerblich 
genutztes Wasser nach Möglichkeit mehrfach ver-
wendet und im Kreislauf geführt wird. 

Mit dem neu in § 36b Abs. 1 eingeführten Grundsatz 
der Schonung der Grundwasservorräte soll eine plan-
vollere Mengenbewirtschaftung des Grundwassers 
erreicht werden. Durch übermäßige Grundwasserent-
nahmen können Grundwasserabsenkungen verur-
sacht werden, die zu ökologischen Schäden, z. B. der 
Zerstörung von Feuchtgebieten, führen. Derartigen 
Entwicklungen ist nach Auffassung der Bundesregie-
rung zukünftig durch entsprechende Regelungen in 
Grundwasserbewirtschaftungsplänen entgegenzu-
wirken. 

2.2.3 Verschärfung der Anforderungen an 
Abwassereinleitungen 

Die Verschärfung des § 7 a WHG stellt einen Schwer-
punkt der 5. Novelle dar. 

§ 7 a sah in der alten Fassung generell für Abwasser-
einleitungen Vermeidungsmaßnahmen auf der 
Grundlage der allgemein anerkannten Regeln der 
Technik vor, d. h. solche Maßnahmen zur Emissions-
minderung, die nach Auffassung der Mehrheit der auf 
dem betreffenden technischen Gebiet tätigen Fach-
leute unabhängig von Gewässerzustand regelmäßig 
anzuwenden sind. Fortschrittlichere Verfahren, die 
dem Stand der Technik entsprechen, konnten bisher 
über § 7 a hinaus nur vorgeschrieben werden, wenn 
die Qualität oder die Nutzungszwecke des Gewässers 
dies erforderlich machten. Die generelle Anwendung 
solcher fortschrittlicher Verfahren ist jedoch bei ge-
fährlichen Stoffen geboten, da durch die Vermei-
dungsmaßnahmen entsprechend den allgemein aner-
kannten Regeln der Technik keine ausreichende Re-
duzierung der Einträge der besonders problemati-
schen gefährlichen Stoffe erreicht werden kann. Als 
gefährlich definiert der novellierte § 7 a Stoffe und 
Stoffgruppen, bei denen die Besorgnis einer Giftig-
keit, Langlebigkeit, Anreicherungsfähigkeit oder ei-
ner krebserzeugenden, fruchtschädigenden oder erb

-

gutverändernden Wirkung gegeben ist. 

Durch Rechtsverordnung ist festzulegen, in welchen 
Herkunftsbereichen der Stand der Technik zur Ver

-

minderung der Einleitung von gefährlichen Stoffen 
anzuwenden ist (§ 7 a Abs. 1 Satz 4). 

Die dem Stand der Technik entsprechenden Anforde-
rungen für diese Herkunftsbereiche sind dann in Ver-
waltungsvorschriften festzulegen. 

Darüber hinaus sieht § 7 a Abs. 3 erstmals auch eine 
Rahmenregelung für die Einleitung von Abwasser in 
öffentliche Abwasseranlagen (sog. Indirekteinleitun-
gen) vor. Die Vorschrift beschränkt sich auf den be-
deutsamen Bereich der gefährlichen Stoffe und sieht 
in Anlehnung an die für die Direkteinleiter geltenden 
Regelungen ebenfa lls die Emissionsminderung nach 
dem Stand der Technik vor. Die Ausdehnung des § 7 a 
auf den Indirekteinleiterbereich ist deshalb besonders 
bedeutsam, weil etwa 50 % des gewerblichen Abwas-
sers nicht direkt in die Gewässer eingeleitet werden, 
sondern über öffentliche Kanalisationen mit nachge-
schalteter kommunaler biologischer Kläranlage, in 
denen die gefährlichen Stoffe nicht oder nur unzurei-
chend eliminiert werden oder zu einer Belastung des 
Klärschlammes bzw. der Abluft führen können. Die 
Umsetzung dieser neuen Bestimmungen für Indirekt-
einleiter ist auf der Grundlage von landesrechtlichen 
Vorschriften durch die Länder sicherzustellen. 

Wie bei den verschärften Anforderungen für Abwas-
sereinleitungen mit gefährlichen Stoffen müssen die 
an Bau und Betrieb von Abwasseranlagen zu stellen-
den Anforderungen nunmehr ebenfalls dem Stand der 
Technik entsprechen, soweit in diesen Anlagen Ab-
wasser mit gefährlichen Stoffen behandelt oder sonst 
beseitigt wird (§ 18b). Zu den Abwasseranlagen zäh-
len neben Kläranlagen z. B. auch Kanalisationen, 
Sammel- oder Speicherbecken. 

2.2.4 Erweiterung der Regelungen über die 
Festsetzung von Wasserschutzgebieten 

Die Ergänzung des § 19 Abs. 1 Nr. 3 WHG dient dem 
Ziel, unabhängig von vorhandenen oder geplanten 
Trinkwassergewinnungsanlagen Abschwemmungen 
und den Eintrag von Bodenbestandteilen, Dünge-
oder Pflanzenschutzmitteln in obe rirdische Gewässer 
und in das Grundwasser zu verhüten. Damit ist es 
möglich, in Gebieten mit besonders ungünstigen 
Standortbedingungen Beschränkungen vorzuschrei-
ben, die in anderen Gebieten nicht notwendig sind. 
Dies bedeutet also nicht, daß der Gewässerschutz au-
ßerhalb von Wasserschutzgebieten zweitrangig wäre. 
Die Gewässer sind flächendeckend zu schützen. 

Mit Abschwemmungen in oberirdische Gewässer 
muß insbesondere in Uferzonen, Überschwemmungs-
gebieten und bei ungeschützten Hanglagen gerech-
net werden. Abschwemmungen können zu einem er-
heblichen Eintrag von Nährstoffen in obe rirdische Ge-
wässer und dort  zu Eutrophierungserscheinungen mit 
nachfolgenden Sauerstoffzehrungen führen. Auch 
das Grundwasser kann durch den Eintrag von Boden-
bestandteilen und insbesondere von Dünge- und 
Pflanzenschutzmitteln verunreinigt werden. Nach 
Angaben des Industrieverbandes Agrar stieg der 
Pflanzenschutzmittelabsatz (Wirkstoffe) im Inland von 
10 284 t (1958) auf 32 500 t (1988). 
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Nicht zuletzt wegen des Inkrafttretens der Grenz-
werte für Pflanzenbehandlungs- und Schädlingsbe-
kämpfungsmittel am 1. Oktober 1989 (0,1 µg/1 für die 
Einzelsubstanz und 0,51.1g/1 für die Summe) gemäß 
der Trinkwasserverordnung sind verstärkt Untersu-
chungen des Grund- und Oberflächenwassers auf 
diese Stoffe durchgeführt worden. Tendenzaussagen 
können noch nicht gemacht werden, da flächenreprä-
sentative Untersuchungsergebnisse über einen länge-
ren Zeitraum noch nicht vorliegen. Nach den derzei-
tigen Erkenntnissen kann man davon ausgehen, daß 
bei 10 bis 20 % der Wassergewinnungsanlagen für 
einzelne Pflanzenschutzmittel-Wirkstoffe die Trink-
wassergrenzwerte im Rohwasser gegenwärtig nicht 
eingehalten werden. 

Weiterhin spielt die Zunahme des Nitratgehaltes in 
vielen Grundwasservorkommen eine besondere 
Rolle. Eine wesentliche Ursache hierfür ist die land-
wirtschaftliche Nutzung, insbesondere durch: 

— Düngefehler infolge nicht ordnungsgemäßer Aus-
bringung von Gülle, 

— mangelnde Berücksichtigung aller Wirtschafts-
dünger bei der Düngeplanung mit der Folge von 
Überdüngungen, 

— Grünlandumbruch, 

— vereinfachte Fruchtfolgen ohne ausreichenden 
Zwischenfruchtanbau, 

— relativ hohes Düngeniveau mit größerem Auswa-
schungsrisiko (in den letzten 20 Jahren ist der 
durchschnittliche Stickstoffverbrauch an minerali-
schen Düngern von 84 kg im Wirtschaftsjahr 
1970/71 auf 129 kg je Hektar im Wirtschaftsjahr 
1988/89 gestiegen). 

Dies alles zusammen führte zu deutlich erhöhten Ni-
trateinträgen in das Grundwasser, und zwar insbeson-
dere bei leichten, gut durchlässigen Böden mit gerin-
gen Grundwasserflurabständen. 

Die Probleme sind erkannt, Maßnahmen zur Vermin-
derung der Nitrateinträge in die Wege geleitet (vgl. 
hierzu die Antwort der Bundesregierung auf die 
Große Anfrage „Schutz des Lebensmittels Trinkwas-
ser", Drs. 11/5179, I. 6.). Die Wirkung der Maßnahmen 
läßt sich u. a. wegen der langen Verweildauer des 
Wassers im Boden allerdings noch nicht vorhersagen, 
insbesondere nicht quantifizieren. 

Nitrat und Pflanzenschutzmittelreste gelangen über 
das Grundwasser auch in die Oberflächengewässer. 
So stammen z. B. etwa 80 % der von der Landwirt-
schaft verursachten Stickstoffbelastung der Oberflä-
chengewässer aus dem Grundwasser. 

Durch die Neufassung des § 19 Abs. 4 wird bestimmt, 
daß infolge erhöhter Anforderungen in Wasserschutz-
gebieten hervorgerufene wi rtschaftliche Nachteile, 
die zu Einschränkungen der ordnungsgemäßen land-
und forstwirtschaftlichen Nutzung führen, nach Maß-
gabe des Landesrechts auszugleichen sind, auch 
wenn keine entschädigungspflichtige Enteignung 
vorliegt. 

2.2.5 Erweiterung der Regelungen für den 
anlagenbezogenen Umgang mit 
wassergefährdenden Stoffen 

2.2.5.1 Novellierung des § 19 g 

Die wichtigste Änderung ist die Ausdehnung der Be-
stimmungen des § 19g WHG auf Anlagen zum Her-
stellen, Behandeln und Verwenden wassergefährden-
der Stoffe (sog. HBV-Anlagen) zusätzlich zu den be-
reits erfaßten Anlagen zum Lagern, Abfüllen und Um-
schlagen wassergefährdender Stoffe (sog. LAU-Anla-
gen). Das neue WHG erstreckt sich nunmehr auf alle 
wesentlichen Formen des anlagenbezogenen Um-
gangs mit wassergefährdenden Stoffen. Die Änderun-
gen waren erforderlich, weil in den Jahren vor der 
Novellierung des WGH erhebliche Kontaminationen 
des Bodens und des Grundwassers auch durch Anla-
gen zum Herstellen, Behandeln und Verwenden was-
sergefährdender Stoffe festgestellt wurden. Die inner-
betrieblichen Rohrleitungen, die z. B. Anlagen zum 
Umgang mit wassergefährdenden Stoffen verbinden, 
wurden mit in § 19 g einbezogen, da das von ihnen 
ausgehende Gefährdungspotential ebenso hoch wie 
bei solchen Anlagen einzuschätzen ist. 

In § 19 g Abs. 2 wurden die Anlagen zum Lagern und 
Abfüllen von Jauche, Gülle und Silagesickersäften 
aufgenommen, die zwar ebenso wie Anlagen zum 
Umschlagen wassergefährdender Stoffe nicht dem 
Besorgnisgrundsatz unterworfen werden, aber so be-
schaffen sein und betrieben werden müssen, daß der 
bestmögliche Schutz der Gewässer gewährleistet ist. 

Die wassergefährdenden Stoffe sind aus Gründen der 
Rechtssicherheit und zur Vereinfachung des Vollzugs 
vom Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und Re-
aktorsicherheit durch allgemeine Verwaltungsvor-
schriften zu bestimmen und entsprechend ihrer Ge-
fährlichkeit einzustufen (§ 19g Abs. 5 Satz 2). 

2.2.5.2 Novellierung des § 19h 

Durch die Erweiterung des Anwendungsbereichs des 
§ 19g WHG erfaßt auch die Vorschrift des § 19h über 
die behördliche Eignungsfeststellung oder Bauartzu-
lassung eine entsprechend größere Zahl von Fällen. 
Darüber hinaus ist durch Streichung einiger vorher in 
§ 19h Abs. 2 enthaltener Ausnahmen der Anwen-
dungsbereich des § 19h unmittelbar erweitert wor-
den. 

Die wesentliche Änderung des § 19 h ist, daß für Anla-
gen, Anlagenteile und technische Schutzvorkehrun-
gen eine Eignungsfeststellung oder Bauartzulassung 
entfällt, wenn ein baurechtliches Prüfzeichen oder 
eine gewerberechtliche Bauartzulassung erforderlich 
ist. Anders als nach der früheren Regelung sind damit 
diese Rechtsinstitute vorrangig. Außerdem entfällt die 
Eignungsfeststellung auch dann, wenn die Anlagen 
einer immissionsschutzrechtlichen Genehmigung un-
terliegen. Nach § 13 BImSchG in seiner neuen Fas-
sung schließt nunmehr eine immissionsschutzrechtli-
che Genehmigung die wasserrechtliche Eignungs-
feststellung ein. 



Drucksache  11/7327 	Deutscher Bundestag - 11. Wahlperiode 

2.2.5.3 Novellierung der § 19i, 191 

Die Bestimmungen zu den Fachbetrieben im § 191 
sind grundlegend geändert worden. Tätigkeiten an 
Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stof-
fen (im Sinne der erweiterten Regelung des § 19 g) 
dürfen auch künftig nur von Fachbetrieben ausge-
führt werden. Es ist aber in Anlehnung an die gewer-
berechtlichen Regelungen die behördliche Zulassung 
von Fachbetrieben nach Länderrecht entfallen und 
durch bewährte Formen der Eigenkontrolle der Wi rt

-schaft ersetzt worden. 

Nach § 191 Abs. 2 ist Fachbetrieb nur, wer 

1. über Geräte und Ausrüstungsteile sowie über das 
sachkundige Personal verfügt, durch die die Ein-
haltung der Anforderungen nach § 19 g Abs. 3 ge-
währleistet wird, und 

2. berechtigt ist, Gütezeichen einer baurechtlich an-
erkannten Überwachungs- oder Gütegemeinschaft 
zu führen, oder einen Überwachungsvertrag mit 
einer Technischen Überwachungsorganisation ab-
geschlossen hat, der eine mindestens zweijährige 
Überprüfung einschließt. 

In Zusammenhang mit der Novellierung von § 19 g 
und § 191 wurden auch die in § 19i festgelegten Be-
treiberpflichten auf alle Anlagen nach § 19 g ausge-
dehnt. § 19i verpflichtet die Betreiber unmittelbar, 
nur noch Fachbetriebe nach § 191 mit Einbau, Aufstel-
lung, Instandhaltung, Instandsetzung oder Wartungs-
arbeiten zu beauftragen. Außerdem ist in § 19i Abs. 3 
festgelegt, daß die zuständige Landesbehörde den 
Betreiber zu Maßnahmen der Beobachtung des Ge-
wässers und des Bodens verpflichten kann, soweit 
dies zur frühzeitigen Erkennung von Kontaminatio-
nen erforderlich ist. Weiterhin kann die Bestellung 
eines Gewässerschutzbeauftragten angeordnet wer-
den. Die Überprüfung der in § 19i festgelegten Betrei-
berpflichten obliegt den zuständigen Landesbehör-
den. 

3. Umsetzung und Vollzug der novellierten 
Regelungen 

3.1 Allgemeines 

Das WHG ist als Rahmengesetz des Bundes durch 
ergänzende Vorschriften der Länder auszufüllen. Au-
ßerdem liegt der Vollzug des Wasserrechts in der al-
leinigen Verantwortung der Länder. Das WHG hat 
aber die Bundesregierung in einigen Fällen ermäch-
tigt, zur Gewährleistung eines rechtsklaren und ein-
heitlichen Vollzugs mit Zustimmung des Bundesrates 
Durchführungsvorschriften (Rechtsverordnungen, 
Verwaltungsvorschriften) zu erlassen. 

Die Länder haben zur Anpassung an die neuen Rege-
lungen des WHG bisher folgende Gesetze erlassen: 

- Gesetz zur Änderung des Wassergesetzes für Ba-
den-Württemberg vom 22. Februar 1988 (GVBl. 
S. 55), in Kraft getreten am 1. März 1988, 

- Gesetz zur Änderung des Bayerischen Wasserge-
setzes vom 10. Dezember 1987 (GVBl. S. 426), in 
Kraft getreten am 1. Januar 1988, 

- Fünftes und Sechstes Gesetz zur Änderung des 
Berliner Wassergesetzes vom 4. Januar 1989 und 
vom 14. Dezember 1989 (GVBl. S. 102 und 
S. 2156), in Kraft getreten am 15. Januar 1989 und 
am 1. Januar 1990, 

- Fünftes Änderungsgesetz zum Hamburgischen 
Wassergesetz vom 9. Oktober 1986 (GVBl. S. 322), 
in Kraft getreten am 1. Januar 1987, 

- Zweites Gesetz zur Änderung des Hessischen 
Wassergesetzes vom 29. November 1989 (GVBl. I 
S. 404), in Kraft getreten am 1. Januar 1990, 

- Siebtes Gesetz zur Änderung des Niedersächsi-
schen Wassergesetzes vom 7. Februar 1990 (Nie-
ders. GVBl. S. 53), in Kraft getreten am 1. Mai 
1990, 

- Gesetz zur Änderung des Wassergesetzes für das 
Land Nordrhein-Westfalen vom 14. März 1989 
(GV.NW. S. 194), in Kraft getreten am 15. März 
1989 (mit Ausnahme einzelner Bestimmungen), 

- Drittes Gesetz zur Änderung des Saarländischen 
Wassergesetzes vom 8. November 1989 (ABI. 
S. 1616), in Kraft getreten am 22. November 
1989. 

In Bremen, Rheinland-Pfalz und Schleswig-Holstein 
werden derzeit die Regierungsentwürfe vorbereitet. 

3.2 Anforderungen an Abwassereinleitungen 

3.2.1 Zuständigkeiten 

Gemäß § 7 a Abs. 1 Satz 3 und 4 WHG bestimmt die 
Bundesregierung die Herkunftsbereiche von Abwas-
ser mit gefährlichen Stoffen durch Rechtsverordnung 
und legt die jeweils in Betracht kommenden Anforde-
rungen an Abwassereinleitungen (allgemein aner-
kannte Regeln der Technik und Stand der Technik) in 
Verwaltungsvorschriften fest. Sowohl die Rechtsver-
ordnung als auch die jeweiligen Abwasserverwal-
tungsvorschriften bedürfen der Zustimmung des Bun-
desrates. Die Anforderungen des § 7 a Abs. 1 gelten 
für die Erteilung neuer Einleitungserlaubnisse. Bei 
bereits bestehenden Einleitungserlaubnissen ist § 7 a 
mit seinen Durchführungsvorschriften nach Maßgabe 
von den Ländern festzulegender Sanierungspläne 
und Fristen zu vollziehen (§ 7 a Abs. 2). 

Die Anforderungen des § 7 a sind im wasserrechtli-
chen Vollzug von den Ländern durch Erlaß entspre-
chender Erlaubnisbescheide und Überwachung der 
Abwassereinleitung durchzusetzen. § 7 a schließt 
nicht aus, daß im Einzelfall strengere Anforderungen 
gestellt werden, um nachteilige Wirkungen im Ge-
wässer zu vermeiden. Auch ist die Einleitungserlaub-
nis zu versagen, wenn eine Beeinträchtigung des 
Wohls der Allgemeinheit zu erwarten ist (§ 6 WHG). 
Für den Indirekteinleiterbereich müssen die Länder in 
ihren Landeswassergesetzen eine geeignete Rechts-
grundlage für die Umsetzung und den Vollzug des 
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§ 7 a Abs. 3 (Anforderungen nach dem Stand der 
Technik für gefährliche Stoffe bei Indirekteinleitern) 
schaffen. 

3.2.2 Einführung des Standes der Technik 

3.2.2.1 Herkunftsbereiche von Abwasser mit 
gefährlichen Stoffen 

In der Verordnung über die Herkunftsbereiche von 
Abwasser (Abwasserherkunftsverordnung — Abw-
HerkV) vom 3. Juli 1987 (BGBl. I S. 1578) sind gemäß 
§ 7 a Abs. 1 Satz 4 folgende überwiegend gewerblich

-

industriellen Bereiche festgelegt, in denen Abwasser 
mit gefährlichen Stoffen anfällt: 

— Wärmeerzeugung, Energie, Bergbau mit 5 Teilbe-
reichen, z. B. Rauchgasbehandlung bei Feue-
rungsanlagen, 

— Steine und Erden, Baustoffe mit 3 Teilbereichen, 
z. B. Herstellung von Faserzement, Glas, kerami-
schen Erzeugnissen, 

— Metall mit 4 Teilbereichen, z. B. Metallverarbei-
tung und Metallbearbeitung oder Herstellung von 
Nichteisenmetallen, 

— Anorganische Chemie mit 11 Teilbereichen, z. B. 
Herstellung von Soda, 

— Organische Chemie mit 12 Teilbereichen, z. B. 
Herstellung von Farbstoffen, Farben und Anstrich-
stoffen, 

— Mineralöl, synthe tische Ole mit 3 Teilbereichen, 
z. B. Mineralölverarbeitung oder Altölaufberei-
tung, 

— Druckereien, Verarbeitung von Harzen und Kunst-
stoffen mit 4 Teilbereichen, z. B. Kopier- und Ent-
wicklungsansalten, 

— Holz, Zellstoff, Papier mit 2 Teilbereichen, z. B. 
Herstellung von Zellstoff, Papier und Pappe, 

— Textil, Leder, Pelze mit 3 Teilbereichen, z. B. Tex-
tilherstellung, Chemischreinigungen, 

— Sonstige Bereiche mit 8 Teilbereichen, z. B. Arzt-
praxen, Fahrzeugwerkstätten. 

Insgesamt fa llen unter die Abwasserherkunftsverord-
nung 55 gewerblich-industrielle Teilbereiche, die bei 
Bedarf fortzuschreiben sind. Grundlage für die Festle-
gung dieser Bereiche ist die Besorgnis, daß entspre-
chend der in § 7 a festgelegten Defini tion gefährliche 
Stoffe im Abwasser enthalten sind. Zu den gefährli-
chen Stoffen zählen in erster Linie Schwermetalle und 
halogenorganische Verbindungen. 

Die Bestimmung der verschiedenen Herkunftsberei-
che orientierte sich nicht nur an traditionellen Bran-
chenbezeichnungen und -gliederungen, die von der 
Produktseite bereits auf gefährliche Stoffe hinweisen. 
Bei vielen Herkunftsbereichen war das Auswahlkrite-
rium die Gefährlichkeit von Stoffen, die als Begleit-
stoffe der Rohstoffe auftreten oder als Hilfsstoffe bei 
der Herstellung oder Bearbeitung eines Produktes 
eingesetzt werden. Berücksichtigt wurde auch, daß 

gefährliche Stoffe nicht nur beim Herstellungsprozeß 
selbst in die Gewässer emittiert werden können, son-
dern auch z. B. bei der Reinigung, Konservierung, 
Desinfektion, Formulierung, Konditionierung oder 
Konfektionierung. 

3.2.2.2 Ermittlung des Standes der Technik durch 
F+E- und Demonstrationsvorhaben 

Die Kenntnisse der Länder aus dem wasserrechtlichen 
Vollzug reichten in vielen Fällen nicht aus, Anforde-
rungen nach dem Stand der Technik festzulegen. Der 
Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und Reak-
torsicherheit ließ daher z. T. bereits vor Inkrafttreten 
der 5. Novelle F+E-Vorhaben zur Ermittlung des 
Standes der Technik durchführen. Schwerpunkte la-
gen bei der Ermittlung der Belastung von Abwässern 
durch gefährliche Stoffe sowie bei Untersuchungen 
zur Vermeidung und Entfernung solcher Stoffe aus 
Abwässern. In einigen Bereichen zeigte sich, daß der 
Stand der Technik noch nicht ausreichend entwickelt 
war und entsprechende Techniken erst großtechnisch 
erprobt werden mußten. 

Im Rahmen des Investitionsprogramms zur Verminde-
rung von Umweltbelastungen im Bereich Wasserrein-
haltung wurden daher Demonstrationsprojekte im 
großtechnischen Maßstab gefördert, die der Darstel-
lung und Fortschreibung eines fortschrittlichen Stan-
des der Technik dienen. Schwerpunkte lagen hier ins-
besondere bei Maßnahmen zur Vermeidung, Verwer-
tung und Behandlung von gefährlichen Stoffen in Ab-
wässern. Hierzu wurden in den letzten Jahren fol-
gende Zuwendungen bereitgestellt: 

	

1986: 	10,3 Mio. DM 

	

1987: 	14,7 Mio. DM 

	

1988: 	24,9 Mio. DM 

	

1989: 	21,6 Mio. DM 

3.2.2.3 Erlaß von Abwasserverwaltungsvorschriften 
nach dem Stand der Technik 

Schon während der Beratungen zur 5. Nove lle hat der 
Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und Reak-
torsicherheit im Jahre 1986 damit begonnen, Arbeits-
gruppen zur Ermittlung der Grundlagen für den Erlaß 
von Abwasserverwaltungsvorschriften nach dem 
Stand der Technik für die verschiedenen Herkunfts-
bereiche von Abwasser mit gefährlichen Stoffen ein-
zusetzen. Die Arbeitsgruppen wurden mit Mitarbei-
tern des Bundes (Umweltbundesamt, Ins titut für Was-
ser-, Boden-, Lufthygiene des Bundesgesundheitsam-
tes, Bundesanstalt für Gewässerkunde), der Wasser-
wirtschaftsverwaltungen der Länder und der Wissen-
schaft besetzt, die über entsprechende Erfahrungen 
und Kenntnisse über die Abwasserbeschaffenheit und 
-behandlung in den jeweiligen Herkunftsbereichen 
verfügen. Darüber hinaus wurden dem BMU von den 
Fach- und Industrieverbänden Sachverständige ge-
nannt, die von den Arbeitsgruppen in die Beratungen 
einbezogen werden können. 

Die Aufgabe der Arbeitsgruppen ist es, in den jewei-
ligen Herkunftsbereichen die dem Stand der Tech- 
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nik entsprechenden Abwasservermeidungs- und 
-behandlungstechniken zu ermitteln, darzulegen und 
darauf aufbauend die Begrenzung der zulässigen 
Konzentrationen und/oder Frachten für gefährliche 
Stoffe vorzuschlagen. Als Stand der Technik gilt der 
Entwicklungsstand fortschrittlicher Verfahren, Ein-
richtungen oder Betriebsweisen, der die praktische 
Eignung von Maßnahmen zur bestmöglichen Begren-
zung von Emissionen zum Schutz der Gewässer gesi-
chert erscheinen läßt, ohne daß die Umwelt in anderer 
Weise schädlicher beeinträchtigt wird. Dieser Beg riff 
geht noch stärker als bei den allgemein anerkannten 
Regeln der Technik über die Abwasserbehandlungs-
technik im engeren Sinne hinaus und ermöglicht die 
Berücksichtigung von Abwasser- und Stoffvermei-
dung über Stoffsubstitution, neuen Produktionstech-
niken, Erfassung von diffusen Quellen über die neu-
esten geeigneten Verfahren zur Abwasserteilstrom- 
und Mischabwasserreinigung bis hin zur schadlosen 
Abfallbeseitigung dieser Stoffe. 

Anders als bei Maßnahmen entsprechend den allge-
mein anerkannten Regeln der Technik ist es für die 
Festlegung einer Schadstoffreduzierung nach dem 
Stand der Technik nicht erforderlich, daß die dieser 
Festlegung zugrunde liegende Vermeidungs- oder 
Behandlungsmaßnahme bereits in vielen Fällen in 
dem Herkunftsbereich mit Erfolg angewandt wird. 
Stand der Technik können auch Maßnahmen sein, die 
z. B. bei vergleichbaren Verhältnissen in anderen 
Herkunftsbereichen eingesetzt werden oder deren 
erstmalige Anwendung in der Abwasserbehandlung 
oder -vermeidung aufgrund gesicherter fachlich-tech-
nischer Erkenntnisse erfolgreich sein wird. Hierbei 
steht die praktische Eignung einer Maßnahme im Vor-
dergrund und nicht ihre Wirtschaftlichkeit. Bei der 
Frage, welche Maßnahmen oder technischen Verfah-
ren im Einzelfall zur Anwendung kommen können, 
können die unter 3.2.2.2 beschriebenen F+E- bzw. 
Demonstrationsvorhaben wesentliche Erkenntnisse 
vermitteln. Nach Vorlage der Vorschläge der Arbeits-
gruppen und Abstimmung mit den Wasserressorts der 
Länder beteiligt der Bundesminister für Umwelt, Na-
turschutz und Reaktorsicherheit die betroffenen Ver-
bände und Institutionen. Danach beschließt die Bun-
desregierung die Verwaltungsvorschriften und leitet 
sie dem Bundesrat zur Zustimmung zu. 

Insgesamt sind bisher 34 Arbeitsgruppen für unter-
schiedliche Herkunftsbereiche zur Ermittlung des 
Standes der Technik tätig geworden, wobei für einige 
Bereiche bereits .Abwasserverwaltungsvorschriften 
gemäß den allgemein anerkannten Regeln der Tech-
nik bestehen, die zu ergänzen sind. Für 13 Bereiche 
sind die verschärften Anforderungen bereits erlassen, 
für die restlichen Herkunftsbereiche liegen in der 
Mehrzahl Entwürfe vor (vgl. im einzelnen Anlage 1 
mit den Übersichten über schon festgelegte Anforde-
rungen nach dem Stand der Technik und die in Arbeit 
befindlichen Verwaltungsvorschriften). 

Es hat sich als zweckmäßig erwiesen, die Systematik 
der Verwaltungsvorschriften zu ändern. Während bis-
her jeder Herkunftsbereich in einer rechtlich eigen-
ständigen Verwaltungsvorschrift geregelt war, gibt es 
zukünftig nur noch eine Rahmenverwaltungsvor-
schrift, in der gemeinsame Regelungen für alle Her

-

kunftsbereiche getroffen werden. Die herkunftsspezi-
fischen Regelungen werden in Anhängen zu dieser 
Rahmenvorschrift festgelegt. Die noch vorhandenen 
Einzelverwaltungsvorschriften werden auf die neue 
Systematik Schritt für Schritt im Rahmen der notwen-
digen Fortschreibung der Anforderungen umgestellt. 
Durch die Änderung der Systema tik werden die Rege-
lungen zu § 7 a einheitlicher und verständlicher ge-
staltet. Die Rahmenverwaltungsvorschrift wurde mit 
Zustimmung des Bundesrates am 8. September 1989 
erlassen (GMB1. S. 518). Der Stand der Arbeiten an 
den Verwaltungsvorschriften nach § 7 a WHG ergibt 
sich aus den als Anlage 1 beigefügten Übersichten. 

Eine Sonderstellung nimmt die 48. Abwasserverwal-
tungsvorschrift (Verwendung bestimmter gefährli-
cher Stoffe) vom 9. Januar 1989 (GMBl. S. 42), geän-
dert am 19. Dezember 1989 (GMBl. S. 811), ein. Sie 
dient der Umsetzung der EG-Gewässerschutzrichtli-
nie 76/464/EWG und ihrer Folgerichtlinien. Im Ge-
gensatz zur nationalen Vorgehensweise, Abwasser-
herkunftsbereiche ganzheitlich zu betrachten und 
Anforderungen herkunftsbezogen aufzustellen (Bran-
chenansatz), verfolgt die EG zur Zeit einen Einzel-
stoffansatz (Begrenzung bestimmter Stoffe). In den 
stoffbezogenen EG-Richtlinien sind zwar auch ein-
zelne Herkunftsbereiche enthalten, es wird jedoch 
nur der jeweilige Stoff und nicht die gesamte Palette 
der aus dem jeweiligen Herkunftsbereich stammen-
den Schadstoffe geregelt. Die Einzelstoffregelung der 
EG wird mit Hilfe der 48. Abwasserverwaltungsvor-
schrift in nationales Recht umgesetzt, soweit sie nicht 
von den branchenbezogenen Verwaltungsvorschrif-
ten abgedeckt werden kann. In bisher 5 Anhängen 
der 48. Abwasserverwaltungsvorschrift wurden für 
die von der EG im Rahmen von Einzelstoffregelungen 
abgehandelten Stoffe Cadmium, Hexachlorcyclohe-
xan, Chloroform, Tetrachlorkohlenstoff, Hexachlor-
benzol, Hexychlorbutadien, Asbest, Aldrin, Dieldrin, 
Endrin, Isodrin Anforderungen nach dem Stand der 
Technik gestellt. Die Anforderungen beruhen in der 
Regel auf den zum Zeitpunkt der Verabschiedung der 
EG-Richtlinie bekannten Vermeidungs- und Behand-
lungstechniken. Soweit na tional neuere Erkenntnisse 
vorliegen, wurden weitergehende Anforderungen 
festgelegt, als es die EG verlangt. 

3.2.2.4 Anforderungen nach dem Stand der Technik 
für Indirekteinleiter 

Gemäß § 7 a Abs. 3 WHG haben die Länder sicherzu-
stellen, daß die zur Erreichung der in den Abwasser-
verwaltungsvorschriften nach § 7 a Abs. 1 festgeleg-
ten Anforderungen nach dem Stand der Technik not-
wendigen Maßnahmen auch von Einleitern in kom-
munale Abwasseranlagen (Indirekteinleiter) durch-
geführt werden. Indirekteinleiter unterlagen bis zur 
5. Novelle zum WHG keinen bundeseinheitlichen Re-
gelungen. Je nach Land oder Gemeinde wurden an 
die Indirekteinleiter unterschiedliche Anforderungen 
gestellt. In den meisten Ländern war allein das kom-
munale Satzungsrecht für die Indirekteinleiter maß-
gebend, wobei sich die Grenzwerte der Ortssatzun-
gen häufig an den Empfehlungen des Arbeitsblattes 
A 115 der Abwassertechnischen Vereinigung anlehn- 
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ten. Nur in Baden-Württemberg und Hamburg gab es 
eine Richtlinie mit Grenzwerten für die Indirekteinlei-
tung, um eine landeseinheitliche Vorgehensweise zu 
gewährleisten. 

Indirekt eingeleitete gefährliche Stoffe im Abwasser 
können in kommunalen biologischen Kläranlagen 
nicht oder nicht ausreichend eliminiert werden oder 
zu betrieblichen Problemen in den Kläranlagen füh-
ren. Bereits die nach der 4. Novelle zum WHG erlas-
senen Landeswassergesetze sahen deshalb Regelun-
gen für den Bereich der Indirekteinleiter vor, insbe-
sondere die Ermächtigung zum Erlaß entsprechender 
Landesverordnungen. Zur Sicherstellung eines abge-
stimmten Vorgehens in den Ländern entwarf die 
Länderarbeitsgemeinschaft Wasser Anfang 1985 ei-
nen sogenannten „Muster-Entwurf einer Indirektein-
leiter-Verordnung" . 

Bayern griff als erstes Land diesen Entwurf auf und 
erließ am 27. September 1985 die „Verordnung über 
die Genehmigungspflicht für das Einleiten wasserge-
fährdender Stoffe in Sammelkanalisationen und ihre 
Überwachung (VGS)". In den folgenden Jahren ver-
abschiedeten auch die Länder Hessen, Nordrhein-
Westfalen, Schleswig-Holstein, Rheinland-Pfalz, 
Saarland und Berlin Indirekteinleiterverordnungen. 
In diesen Verordnungen ist festgelegt, daß bei Über-
schreiten einer bestimmten Konzentration und Fracht 
an bestimmten gefährlichen Stoffen (Schwermetalle, 
chlororganische Einzelverbindungen, AOX) neben 
den Regelungen des jeweiligen Satzungsrechts eine 
wasserbehördliche Genehmigung erforderlich ist. 
Vergleichbare Regelungen bestehen in Hamburg und 
Bremen (Hamburger Abwassergesetz vom 21. Fe-
bruar 1984 und Bremer Entwässerungssatzung 
i. V. m. Grenzwert-VO vom 16. September 1986). 
Hessen hat jetzt in § 15 Abs. 1 Nr. 4 seines Wasserge-
setzes die Indirekteinleitung von Abwasser mit ge-
fährlichen Stoffen generell den Regelungen für Direk-
teinleitungen unterworfen. 

In Baden-Württemberg sind durch die Richtlinie von 
1978, die allen Entscheidungen nach dem Landeswas-
sergesetz über Vorbehandlungsanlagen zugrunde zu 
legen ist, bereits landesweit alle Indirekteinleiter, die 
Abwasserbehandlungsanlagen betreiben, erfaßt. 
Eine Indirekteinleiterverordnung soll erst nach Vor-
gabe des Standes der Technik durch den Bund erlas-
sen werden. Niedersachsen hat bislang keine Indi-
rekteinleiterverordnung vorgelegt. 

Die bisher erlassenen Indirekteinleiterverordnungen 
der Länder haben den Branchenansatz des § 7 a WHG 
nicht übernommen. Weiterhin sind die in den In-
direkteinleiterverordnungen festgelegten Bagatell-
grenzen (insbesondere Frachtschwellenwerte) in den 
Vorschriften des Bundes nicht enthalten oder stimmen 
ebenso wie die ausgewählten gefährlichen Stoffe 
nicht mit den Regelungen des § 7 a WHG überein. So 
werden z. B. die Herkunftsbereiche des 49. Anhangs 
(Mineralölhaltiges Abwasser — Tankstellen, Kfz-Be-
trieb) oder des 50. Anhangs (Zahnarztpraxen) zur 
Rahmen-Abwasser-VwV durch die Länder-Indirekt-
einleiterverordnungen nicht oder nur unzureichend 
abgedeckt. Bei den Zahnarztpraxen wird in der Regel 
der Schwellenwert für Quecksilber unterschritten, 
und bei den Kfz-Betrieben ist der Leitparameter für 

gefährliche Stoffe (Kohlenwasserstoffe) in den Indi-
rekteinleiterverordnungen nicht enthalten. Die Bun-
desregierung geht aber davon aus, daß die Länder bei 
der Erteilung der Einleitungsgenehmigungen die ver-
bindlichen Vorgaben der bundesrechtlichen Regelun-
gen beachten und im übrigen ihre Verordnungen bald 
stärker der neuen Rechtslage anpassen (siehe z. B. die 
neue Indirekteinleiterverordnung des Landes Nord-
rhein-Westfalen vom 25. September 1989). Ein neuer 
Musterentwurf der Länderarbeitsgemeinschaft Was-
ser für die Indirekteinleiterverordnungen ist am 
6. April 1990 verabschiedet worden. Der Entwurf be-
zieht den Branchenansatz des § 7 a WHG ein und 
wurde den Ländern je nach Bedarf zur Einführung 
empfohlen. 

Der Vollzug der Indirekteinleiterverordnungen in den 
Ländern ist sehr unterschiedlich, was zum großen Teil 
mit dem Datum des Inkrafttretens der Verordnungen 
zusammenhängt. So ist die Erfassung der genehmi-
gungspflichtigen Bet riebe in Bayern, im Saarland so-
wie in Bremen, Hamburg und Baden-Württemberg 
abgeschlossen. Schleswig-Holstein steht kurz vor Ab-
schluß der Erfassung. Hierbei ist allerdings zu berück-
sichtigen, daß bei uneingeschränkter Umsetzung des 
§ 7 a Abs. 3 (ohne Bagatellgrenzen der Indirekteinlei-
terverordnungen) die Zahl der genehmigungspflichti-
gen Betriebe erheblich höher ist. Genehmigungen 
oder Erlaubnisse für Indirekteinleiter wurden auf-
grund der bestehenden Rechtslage in Baden-Würt-
temberg, Bremen und Hamburg bereits früher erteilt. 
Diese Bescheide sind auf den Stand der Technik im 
Sinne des § 7 a umzustellen. Darüber hinaus hat ledig-
lich Bayern bei etwa 50 % der in Frage kommenden 
Betriebe Genehmigungen auf Grundlage der Indi-
rekteinleiterverordnung erteilt. Die meisten übrigen 
Länder wollen mit der Erteilung von Genehmigungen 
warten, bis die jeweils anzuwendende, die Anforde-
rungen nach dem Stand der Technik festlegende Ver-
waltungsvorschrift nach § 7 a erlassen ist. 

3.2.3 Fortschreibung von 
Abwasserverwaltungsvorschriften nach den 
allgemein anerkannten Regeln der Technik 

Die Durchführung des § 7 a WHG ist eine Dauerauf-
gabe der Bundesregierung, denn die Technik entwik-
kelt sich ständig fort. Deshalb müssen neben der Ein-
führung von Anforderungen nach dem Stand der 
Technik auch die bisher erlassenen Abwasserverwal-
tungsvorschriften auf der Basis der allgemein aner-
kannten Regeln der Technik fortgeschrieben wer-
den. 

Nach Inkrafttreten der 5. Novelle wurde am 9. No-
vember 1988 die 1. Abwasserverwaltungsvorschrift 
(Gemeinden) zum zweiten Mal verschärft (GMBl. 
S. 602). Diese Verschärfung sah im wesentlichen die 
Aufnahme von Anforderungen für Ammonium-Stick-
stoff und Phosphor ab 1. Januar 1992 vor. Weiterge-
hende Anforderungen, wie sie die Bundesregierung 
vorgesehen hatte, wurden von der Mehrheit der Län-
der nicht mitgetragen. Erst nach den dramatischen 
Ereignissen in den Küstengewässern im Jahre 1988 
(Algenmassenentwicklung, Robbensterben), die auch 
der breiten Öffentlichkeit deutlich machten, daß eine 
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rasche Reduzierung von Stoffeinträgen, insbesondere 
von Nährstoffen, dringend geboten ist, konnte der 
Bundesrat strengeren Werten und kürzeren Fristen 
zustimmen. Die hierzu erforderlichen Maßnahmen 
hat der Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit in seinem 10-Punkte-Katalog vom 
Juni 1988 festgelegt (siehe Ziffer 4.4.2). 

Zu diesen Maßnahmen gehörte neben der beschleu-
nigten Festlegung von Einleitungsanforderungen 
nach dem Stand der Technik für gefährliche Stoffe die 
sofortige Aufnahme von Anforderungen für Nähr-
stoffe in Abwasserverwaltungsvorschriften nach den 
allgemein anerkannten Regeln der Technik für die 
Herkunftsbereiche, in denen das Abwasser mit den 
Nährstoffen Phosphor oder Stickstoff belastet ist. 
Hierzu gehört neben dem Abwasser aus Kommunen 
insbesondere die Nahrungsmittelindustrie. Der Stand 
der inzwischen fortgeschriebenen Abwasserverwal-
tungsvorschriften (Aufnahme von Nährstoffen, Ver-
schärfung anderer Anforderungen, insbesondere des 
CSB-Wertes) ergibt sich aus den als Anlage 1 beige-
fügten Übersichten. Mit diesen neuen emissionsbezo-
genen Regelungen ergänzt die Bundesregierung ihre 
produktbezogenen Bestrebungen, die Phosphorein-
träge in die Gewässer drastisch zu vermindern. Bei 
den Wasch- und Reinigungsmitteln wurden bereits 
deutliche Erfolge erzielt: Der Anteil dieser Mittel an 
der Gewässerbelastung mit Phosphor sank von 41 
im Jahr 1975 auf ca. 8 % Ende 1989. 

3.2.4 Flankierung des § 7a WHG durch das 
Abwasserabgabengesetz 

Kurz nach Verabschiedung der 5. Nove lle zum WHG 
ist am 19. Dezember 1986 das Zweite Gesetz zur Än-
derung des Abwasserabgabengesetzes (AbwAG) er-
lassen worden (BGBl. I S. 2619; Bekanntmachung der 
Neufassung vom 5. März 1987, BGBl. I S. 880), das der 
Einführung des Standes der Technik bei Abwasser mit 
gefährlichen Stoffen Rechnung trägt. Zusätzlich zu 
den bisher schon abgaberechtlich bewe rteten Schad-
stoffparametern wurden die gefährlichen Stoffe und 
Stoffgruppen AOX, Chrom, Nickel, Blei und Kupfer in 
den Parameterkatalog des AbwAG aufgenommen. 
Außerdem belohnt das Gesetz jetzt die Einhaltung der 
Anforderungen des § 7 a WHG mit noch weitergehen-
den Abgabeermäßigungen. Hierdurch soll die Anreiz-
wirkung des AbwAG zur schnelleren Umsetzung der 
Anforderungen nach dem Stand der Technik insbe-
sondere bei bestehenden Einleitungen erhöht wer-
den. 

Um entsprechende Anreize auch für die Nährstoffe 
Phosphor und Stickstoff zu schaffen, hat die Bundes-
regierung inzwischen dem Deutschen Bundestag eine 
weitere Änderung des AbwAG zugeleitet. Hauptele-
mente sind neben der Einbeziehung von Phosphor 
und Stickstoff in die zu zahlende Abwasserabgabe die 
Anhebung des Abgabesatzes in zwei Schritten auf 
60 DM pro Schadeinheit, die Ermäßigung des Abga-
besatzes bei Einhaltung der Anforderungen des § 7 a 
WHG generell auf 25 % sowie die Einräumung der 
vollen Verrechnungsmöglichkeit für Gewässerschutz-
investitionen mit der Abwasserabgabe. 

3.2.5 Auswirkungen auf die Gewässer 

Auswirkungen der Neuregelungen des § 7 a auf die 
Gewässer werden naturgemäß erst eintreten, wenn 
die hiernach erlassenen Verwaltungsvorschriften 
weitestgehend in wasserrechtliche Bescheide umge-
setzt und die erforderlichen Maßnahmen realisie rt 

 worden sind. Die Umstellung durch die hierfür zustän-
digen Länder nimmt erfahrungsgemäß etwa eine Zeit-
spanne von 3 bis 5 Jahren nach Inkrafttreten der 
jeweiligen Abwasserverwaltungsvorschrift in An-
spruch. In Einzelfällen und im Hinblick auf die Viel-
zahl der Indirekteinleiter wird aber gerade bei der 
Einführung des Standes der Technik mit längeren F ri

-sten für die vollständige Umsetzung zu rechnen sein. 
Dies liegt daran, daß § 7 a WHG unmittelbar nur für 
neu zu erteilende Einleitungserlaubnisse gilt, die Zahl 
der vorhandenen Einleitungen aber überwiegt. Die 
nach § 7 a Abs. 2 vorgeschriebene Anpassung dieser 
Einleitungen setzt, sofern nicht schon die bestehen- 
den Anlagen die verschärften Anforderungen erfüllen 
können, zunächst ein u. U. langwieriges wasserrecht-
liches Verfahren voraus, in dem sich Behörde und Ein-
leiter vor allem über Art  und Frist der notwendigen 
Sanierung zu einigen versuchen. Nach Erlaß des 
neuen Bescheides läuft dann noch die festgesetzte 
Sanierungsfrist. Im Bereich der Indirekteinleiter, die 
größtenteils mit dem neuen WHG erstmalig wasser-
rechtlichen Regelungen und einer wasserbehördli-
chen Überwachung unterworfen sind, liegen zudem 
kaum flächendeckende Kenntnisse über Abwasserzu-
sammensetzung sowie deren Vorbehandlung vor, so 
daß sich die erreichbaren Reduzierungen der Schad-
stoffeinträge durch die Anwendung des Standes der 
Technik nur grob, ohne Differenzierung nach Schad-
stoffparametern oder Herkunftsbereich abschätzen 
lassen. 

Gefährliche Stoffe werden zukünftig in der Regel 
durch gezielte Vorbehandlung oder Produktionsum-
stellungen nach dem Stand der Technik vermindert. 
Für diese Maßnahmen kann ein Verminderungsgrad 
von rd. 80 % bis 90 % über alle gefährlichen Stoffe 
angenommen werden. Geht man davon aus, daß 
heute durch Behandlung nach den allgemein aner-
kannten Regeln der Technik (z. B. biologische Reini-
gung) etwa 50 % der gefährlichen Stoffe eliminie rt 

 werden, so wird durch die Anwendung des Standes 
der Technik mit Sicherheit eine Halbierung der der-
zeitigen Einträge von gefährlichen Stoffen in die Ge-
wässer über den Abwasserpfad erreicht. Gleichzeitig 
tritt eine deutliche Entlastung der Klärschlämme von 
biologischen Kläranlagen ein, da zukünftig nur noch 
rd. 10 % bis 20 % der Frachten an gefährlichen Stoffen 
in die biologischen Kläranlagen gelangen. Hierdurch 
werden sich die Möglichkeiten und die Auswirkun-
gen einer Klärschlammentsorgung in der Landwirt-
schaft deutlich verbessern. 

Über die Belastung der Gewässer und deren Quellen 
durch die Nährstoffe Phosphor und Stickstoff liegen 
umfassende Kenntnisse vor, über die der Bundesmini-
ster für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
dem Deutschen Bundestag am 15. März 1989 einen 
ausführlichen Bericht zugeleitet hat (Drs. 11/4213). 
Die Anwendung der Abwasserverwaltungsvorschrif-
ten, in denen Anforderungen für Phosphor und Stick- 
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Stoff festgelegt werden, führt dazu, daß die Einträge in 
die Gewässer aus Abwassereinleitungen bei Phos-
phor und bei Stickstoff in etwa halbiert werden. Da 
der Eintrag von Stickstoff über Abwassereinleitungen 
aber nur etwa 50 % der Gesamtstickstoffeinträge aus-
macht, sind für eine durchgreifende Abnahme der 
Stickstoffbelastung der Gewässer weitere Maßnah-
men, insbesondere im Bereich der Landwirtschaft, 
notwendig. Neben der vorgesehenen Aufnahme der 
Parameter Stickstoff und Phosphor in das Abwasser-
abgabengesetz und den hiervon ausgehenden Anrei-
zen zur Nährstoffeliminierung werden insbesondere 
Finanzierungsprogramme der Länder zum Ausbau 
der kommunalen Abwasserbeseitigung eine be-
schleunigte Umsetzung der notwendigen Nährstoff-
reduzierungsmaßnahmen sicherstellen. Die Bundes-
länder Bayern, Bremen, Hessen, Niedersachsen, 
Nordrhein-Westfalen und Schleswig-Holstein haben 
hierzu Sonderförderungsprogramme bzw. entspre-
chende Förderschwerpunkte festgelegt. Von den an-
deren Bundesländern liegen keine Angaben vor. 

3.3 Festsetzung von Wasserschutzgebieten 

3.3.1 Zuständigkeiten 

Die Festsetzung von Wasserschutzgebieten nach § 19 
WHG ist ausschließlich Sache der Länder. Sie haben 
die erforderlichen Schutzmaßnahmen anzuordnen 
und die Durchführungsregelungen über die Enteig-
nungsentschädigung (§ 19 Abs. 3) und die Aus-
gleichszahlungen (§ 19 Abs. 4) zu erlassen. Zu den 
Neuerungen der 5. Novelle vgl. Abschnitt 2.2.4. 

3.3.2 Festsetzung von Wasserschutzgebieten in den 
Ländern 

1989 waren erst 72 % der erforderlichen Wasser-
schutzgebiete ausgewiesen. Sie umfassen 8 % des 
Bundesgebietes. Nach Angaben der Länder ist ge-
plant, insgesamt 14 % der Fläche der Bundesrepublik 
Deutschland als Wasserschutzgebiete festzulegen. 
Dabei bestehen regional und länderweise sehr große 
Unterschiede, sowohl in der Zahl als auch in der Aus-
dehnung einzelner Schutzgebiete. Eine Übersicht 
über die ausgewiesenen Wasserschutzgebiete enthält 
Anlage 2. Der prinzipiellen Forderung des DVGW-
W 101 Merkblatts, daß das „Einzugsgebiet" der Was-
sergewinnungsanlage das „Schutzgebiet" sei, ist da-
nach nur selten entsprochen worden. Insgesamt gibt 
es bei der Festsetzung von Wasserschutzgebieten also 
noch erhebliche Vollzugsdefizite. 

Von den durch die 5. Novelle erweiterten Möglichkei-
ten zur Festsetzung von Wasserschutzgebieten (§ 19 
Abs. 1 Nr. 3) haben die Länder bisher keinen Ge-
brauch gemacht. Mit Ausnahme von Nordrhein-West-
falen gilt dies auch für die Ermächtigung des § 3 
Abs. 3 der Pflanzenschutz-Anwendungs-Verordnung, 
die Anwendung bestimmter Pflanzenschutzmittel in 
abgegrenzten Gebieten zum Schutz des Grundwas-
sers (z. B. Einzugsgebiete von Trinkwassergewin-
nungsanlagen) zu verbieten. Bremen hat zunächst ein 

Gutachten in Auftrag gegeben, um die Grenzen eines 
solchen Einzugsgebietes feststellen zu lassen. 

3.3.3 Regelungen über Ausgleichszahlungen 

Die Vorschrift des § 19 Abs. 4, die eine raschere Fest-
setzung der erforderlichen Wasserschutzgebiete er-
leichtern soll, führte in den Ländern zu äußerst kon-
troversen Diskussionen. Die ursprüngliche Absicht, 
abgestimmte Länderregelungen über die Gewährung 
der Ausgleichszahlungen an Landwirte zu erlassen, 
ließ sich nicht realisieren. 

Baden-Württemberg handelte als erstes Land und er-
ließ am 27. Juli 1987 das Gesetz zur Änderung des 
Wassergesetzes für Baden-Württemberg (Entgelt für 
Wasserentnahmen) sowie das Gesetz zur Änderung 
wasserrechtlicher Vorschriften. Der Ausgleich für 
Landwirte ist im einzelnen durch die Verordnung des 
Ministers für Umwelt über Schutzbestimmungen in 
Wasser- und Quellenschutzgebieten und die Gewäh-
rung von Ausgleichsleistungen (Schutzgebiets- und 
Ausgleichs-Verordnung — SchALVO) vom 27. No-
vember 1987 geregelt. Hinzu kommen die Verord-
nung des Ministers für Umwelt über die Erfassung der 
Wasserentnahmen (WMeßVO) vom 17. Dezember 
1987 und die Verwaltungsvorschrift des Ministers für 
Umwelt über den Vollzug des § 17 a bis f des Wasser-
gesetzes (VwV-W Entgelt) vom 17. November 1987. 
Inhaltlich bedeuten diese Maßnahmen: 

— Erheben eines Entgelts für Wasserentnahmen, 

— Bewirtschaftungsregeln für die Ausübung land-
wirtschaftlicher Tätigkeiten in Wasserschutzge-
bieten, 

— Ausgleichszahlung an Landwirte zentral durch das 
Land. 

In den übrigen Bundesländern wurde der in § 19 
Abs. 4 WHG normierte Ausgleichsanspruch durch fol-
gende wasserrechtliche Bestimmungen umgesetzt: 
Art. 74 Bayerisches Wassergesetz, § 84 Berliner Was-
sergesetz, §§ 75-77 Hamburgisches Wassergesetz, 
§ 89 Hessisches Wassergesetz, §§ 51a, 51b, 56-59 
Niedersächsisches Wassergesetz, § 15 Wassergesetz 
für das Land Nordrhein-Westfalen und § 99 Saarlän-
disches Wassergesetz. 

Die Vorschriften sehen übereinstimmend die Aus-
gleichsverpflichtung desjenigen vor, der durch die 
ausgleichspflichtige Maßnahme unmittelbar begün-
stigt wird. Hessen, Nordrhein-Westfalen und das 
Saarland legen subsidiär dem Land die Ausgleichs-
pflicht auf, wenn ein Begünstigter zunächst nicht fest-
steht. 

Einige Länder haben bereits im Gesetz für die Aus-
gleichszahlung Geringfügigkeitsgrenzen („angemes-
sener" Ausgleich) festgesetzt. Danach ist ein Aus-
gleich nur vorzunehmen, wenn die wirtschaft lichen 
Nachteile jährlich 100 DM (Berlin, Hessen, Nord-
rhein-Westfalen) bzw. 300 DM (Saarland) überschrei-
ten. 

Besondere Verfahrensregelungen enthalten die Was-
sergesetze in Hamburg, Hessen, Niedersachsen, 
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Nordrhein-Westfalen und dem Saarland. Hessen und 
das Saarland machen die Ausgleichszahlung von ei-
ner fristgerechten Antragstellung abhängig. Ham-
burg, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen und das 
Saarland verlangen, daß Ausgleichsberechtigter und 
-verpflichteter zunächst eine gütliche Einigung versu-
chen; scheitert diese, soll die Höhe der Ausgleichs-
zahlung durch die Wasserbehörde (Hamburg, Nieder-
sachsen), durch den Regierungspräsidenten (Nord-
rhein-Westfalen) oder durch eine unabhängige Eini-
gungsstelle (Saarland) festgelegt werden. Soweit 
diese Festlegung durch einen Bescheid der Wasserbe-
hörden erfolgt, wird hiergegen der Rechtsweg zu den 
ordentlichen Gerichten eröffnet. 

Keine landesrechtliche Umsetzung erfolgte bisher in 
Bremen, Rheinland-Pfalz und Schleswig-Holstein. 

3.4 Anlagenbezogener Umgang mit 
wassergefährdenden Stoffen 

3.4.1 Zuständigkeiten 

Den Ländern obliegt es, die Rahmenvorschriften des 
WHG umzusetzen und zu vollziehen. Dazu werden 
von der Länderarbeitsgemeinschaft Wasser Muster-
verordnungen erarbeitet und den Ländern zur Einfüh-
rung empfohlen. Durch die 5. Novelle zum WHG ist 
der Bund ermächtigt worden, zur näheren Bestim-
mung von wassergefährdenden Stoffen und deren 
Einstufung in Wassergefährdungsklassen entspre-
chend ihrem Gefährdungspotential allgemeine Ver-
waltungsvorschriften zu erlassen. 

3.4.2 Bestimmung und Klassifizierung der 
wassergefährdenden Stoffe durch 
Verwaltungsvorschrift 

Aufgrund des § 19 g Abs. 5 Satz 2 WHG hat der Bun-
desminister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi-
cherheit mit Zustimmung des Bundesrates die Allge-
meine Verwaltungsvorschrift über die nähere Bestim-
mung wassergefährdender Stoffe und ihre Einstufung 
entsprechend ihrer Gefährlichkeit — VwV wasserge-
fährdende Stoffe (VwVwS) — vom 9. Februar 1990 
erlassen (GMBl. S. 114). Die Einstufung wasserge-
fährdender Stoffe stellt die Grundlage für dem jewei-
ligen Gefährdungspotential entsprechende Anforde-
rungen an Anlagen zum Umgang mit diesen Stoffen 
dar. Daneben kann die Einstufung in 4 Wassergefähr-
dungsklassen (WGK) bei der Beurteilung von Scha-
densfällen mit wassergefährdenden Stoffen wichtige 
Hinweise geben. Damit steht den Ländern ein wichti-
ges Instrumentarium beim Vollzug des § 19 g WHG 
zur Verfügung. 

3.4.3 Erarbeitung von Anlagen-Verordnungen der 
Länder 

Die Änderungen des § 19 g WHG erfordern eine Über-
arbeitung der in den meisten Ländern erlassenen Ver-
ordnungen über Anlagen zum Lagern, Abfüllen und 
Umschlagen wassergefährdender Stoffe (VAwS). 

Deshalb beauftragte die Länderarbeitsgemeinschaft 
Wasser einen Arbeitskreis mit der Erarbeitung des 
Entwurfs einer neuen Musteranlagenverordnung. Der 
Entwurf wurde im Frühjahr 1989 fertiggestellt und 
inzwischen den betroffenen Kreisen zur Stellung-
nahme vorgelegt. 

Für die mit der 5. Novelle neu hinzugekommenen 
Anlagen zum Herstellen, Behandeln und Verwenden 
wassergefährdender Stoffe beabsichtigt die Länderar-
beitsgemeinschaft Wasser, Anforderungskataloge für 
einzelne Bereiche oder Anlagentypen analog den be-
reits erstellten Anforderungskatalogen für Lager-, Ab-
füll- und Umschlaganlagen zu erarbeiten und in die 
VAwS aufzunehmen. 

Auch Anlagen zum Lagern und Abfüllen von Jauche, 
Gülle und Silagesickersäften unterliegen der neuen 
VAwS. Die zu stellenden Anforderungen sind in eini-
gen Ländern bereits konkretisiert worden. Zur Ver-
einheitlichung der Anforderungen wird zur Zeit ein 
Anforderungskatalog erarbeitet, der möglichst in al-
len Bundesländern eingeführt werden soll. 

3.4.4 Vorrang baurechtlicher Prüfzeichen bei 
Anlagen nach § 19g 

Nach den Landesbauordnungen können die obersten 
Bauaufsichtsbehörden vorschreiben, daß bestimmte 
werkmäßig hergestellte Baustoffe, Bauteile und Ein-
richtungen nur verwendet werden, wenn sie ein bau-
aufsichtliches Prüfzeichen vorweisen. Darunter fallen 
auch Baustoffe, Bauteile und Einrichtungen, die ge-
mäß § 19 h einer wasserrechtlichen Eignungsfeststel-
lung oder Bauartzulassung bedürfen. Dies bet rifft ge-
mäß der Muster-Prüfzeichenverordnung vom Sep-
tember 1988: 

Gruppe 6: Baustoffe, Bauteile und Einrichtungen für 
Anlagen zur Lagerung wassergefährden-
der Flüssigkeiten 

6.1 Auffangvorrichtungen aus nichtmetalli-
schen Werkstoffen 

6.2 Abdichtungsmittel aus Kunststoff von 
Auffangwannen und Auffangräumen 

6.3 Ortsfeste Behälter 

6.4 Innenbeschichtungen aus Kunststoff für 
ortsfeste Behälter 

6.5 Auskleidungen aus Kunststoff für ortsfe-
ste Behälter 

6.6 Leckanzeigegeräte für Behälter und für 
doppelwandige Rohrleitungen 

6.7 Kunststoffrohre und kunststoffumman-
telte Rohre, ihre Formstücke und Dicht-
mittel 

6.8 Überfüllsicherungen für ortsfeste Behäl-
ter 

Die Prüfzeichenpflicht gilt nur für das Lagern wasser-
gefährdender Flüssigkeiten und nur für Bauteile, Bau-
stoffe und Einrichtungen, die werkmäßig hergestellt 
sind. Die wasserwirtschaftlichen Belange, die gemäß 
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§ 19h WHG bei der Erteilung des baurechtlichen 
Prüfzeichens zu berücksichtigen sind, wurden in die 
Grundsatzanforderungen an prüfzeichenpflichtige 
Anlagen und Anlagenteile (GAwF) zum Lagern was-
sergefährdender Flüssigkeiten des Instituts für Bau-
technik (IfBt) aufgenommen. Die den Baustoffen, Bau-
teilen und Einrichtungen für Anlagen zur Lagerung 
wassergefährdender Flüssigkeiten entsprechenden 
Bau- und Prüfgrundsätze sind vom IfBt als „Bau- und 
Prüfgrundsätze für den Gewässerschutz " veröffent-
licht worden. 

Der Vorrang baurechtlicher Prüfzeichen vor der was-
serrechtlichen Eignungsfeststellung oder Bauartzu-
lassung (soweit landesrechtlich keine Ausnahme von 
der Prüfzeichenpflicht vorgesehen ist) hat anfangs zu 
gewissen Problemen geführt. Beim Einsatz prüfzei-
chenpflichtiger Baustoffe, Bauteile und Einrichtungen 
für Anlagen zur Lagerung wassergefährdender Flüs-
sigkeiten ist es bei fehlendem Prüfzeichen oder bei 
Abweichungen von den Bestimmungen des Prüfbe-
scheides nicht mehr möglich, eine wasserrechtliche 
Eignungsfeststellung oder eine wasserrechtliche Bau-
artzulassung zu erlangen. Im Hinblick auf einen mög-
lichst reibungslosen zeitlichen Ablauf des Baus von 
Anlagen zur Lagerung wassergefährdender Flüssig-
keiten ist es daher vordringlich, daß für die in der 
Regel vorkommenden Anwendungsfälle bereits zu ei-
nem Zeitpunkt, zu dem noch keine bestimmte Anlage 
in der Planung ist, Prüfzeichen beim Institut für Bau-
technik erwirkt werden. Je mehr Prüfzeichen erteilt 
werden, desto weniger wird § 19h Abs. 1 Satz 5 WHG 
Probleme hervorrufen. Es muß andererseits jedoch der 
Tatsache Rechnung getragen werden, daß nicht alle 
möglichen Anwendungsfälle voraussehbar sind und 
demnach die mit dem Prüfzeichen zu erteilenden 
Prüfbescheide keine abschließenden Regelungen 
darstellen können. Wasserrechtlich bedingte Abwei-
chungen von den Prüfbescheiden bedürfen nunmehr 
stets einer Änderung des Prüfzeichens. Das IfBt hat 
zur Erteilung von baurechtlichen Prüfzeichen ein Ver-
fahren entwickelt, das den Entscheidungsprozeß be-
schleunigt. 

3.4.5 Anerkennung von Fachbetrieben 

Seit der 5. Novelle zum WHG ist gemäß § 191 Abs. 2 
Fachbetrieb nur, wer berechtigt ist, Gütezeichen einer 
baurechtlich anerkannten Überwachungs- oder Güte-
gemeinschaft zu führen, oder einen Überwachungs-
vertrag mit einer Technischen Überwachungsorgani-
sation abgeschlossen hat. 

Die baurechtliche Anerkennung einer Überwa-
chungsorganisation oder Gütegemeinschaft obliegt 
dem IfBt. Dazu hat das IfBt Anforderungsprofile er-
stellt, die die Anforderungen an Prüfbeauftragte, be-
trieblich Verantwortliche (z. B. Ausbildung, prakti-
sche Erfahrung) und bet riebliche Ausstattung, 
Schutzausrüstungen usw. regeln. Bisher sind 6 Über-
wachungsgemeinschaften bis zum 31. Dezember 
1990 und 2 Überwachungsgemeinschaften unbefri-
stet zugelassen worden. Mit einer späteren Dauer-
anerkennung der zur Zeit noch bef ristet anerkannten 
Güte- und Überwachungsgemeinschaften ist zu rech-
nen. 

3.4.6 Nicht von Fachbetrieben auszuführende 
Tätigkeiten 

Gemäß § 191 Abs. 1 Satz 2 WHG haben die Länder die 
Möglichkeit, Tätigkeiten zu bestimmen, die nicht von 
Fachbetrieben ausgeführt werden müssen. Im April 
1989 hat die Länderarbeitsgemeinschaft Wasser einen 
Ausnahmekatalog verabschiedet, der inzwischen in 
allen Bundesländern Anwendung findet. 

Tätigkeiten, die aufgrund ihres geringeren Gefahren-
potentials nicht von Fachbetrieben ausgeführt werden 
müssen, sind: 

1. Alle Tätigkeiten gemäß § 191 WHG an 

— Anlagen zum Umgang mit festen und gasförmi-
gen wassergefährdenden Stoffen, 

— Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden 
Flüssigkeiten der Wassergefährdungsklassen 0 
und 1 sowie Lebensmitteln und Genußmitteln, 
sofern die Anlagen nicht unter die Regelungen 
der Verordnung über brennbare Flüssigkeiten 
(VbF) fallen, 

— Anlagen zum Umgang mit halogenierten Koh-
lenwasserstoffen der Wassergefährdungsklas-
sen 2 und 3 bis zu einem maximal zulässigen 
Füllvolumen je Anlage oder Gesamtrauminhalt 
der Lagerbehälter von 501, 

— Anlagen zum Umgang mit anderen wasserge-
fährdenden Flüssigkeiten der Wassergefähr-
dungsklassen 2 und 3 mit Ausnahme der halo-
genierten Kohlenwasserstoffe bis zu einem ma-
ximal zulässigen Füllvolumen je Anlage oder 
Gesamtrauminhalt der Lagerbehälter von 
1 0001, 

— Feuerungsanlagen, 

2. Tätigkeiten an Anlagen oder Anlagenteilen nach 
§ 19 g Abs. 1 und 2 WHG, die keine unmittelbare 
Bedeutung für die Sicherheit der Anlagen zum Um-
gang mit wassergefährdenden Stoffen haben. Dazu 
gehören vor allem folgende Tätigkeiten: 

— Herstellen von baulichen Einrichtungen für den 
Einbau von Anlagen, Grob- und Vormontagen 
von Anlagen und Anlagenteilen, 

— Herstellen von Räumen oder Erdwällen für die 
spätere Verwendung als Auffangraum, 

— Ausheben von Baugruben für alle Anlagen, 

— Aufbringen von Isolierungen, Anstrichen und 
Beschichtungen, sofern diese nicht Schutzvor-
kehrungen sind, 

— Einbauen, Aufstellen, Instandhalten und In-
standsetzen von Elektroinstallationen ein-
schließlich Meß-, Steuer- und Regelanlagen, 

3. Instandsetzen, Instandhalten und Reinigen von 
Anlagen und Anlagenteilen zum Umgang mit was-
sergefährdenden Stoffen der Wassergefährdungs-
klassen 2 und 3 im Zuge der Herstellungs-, Be-
handlungs- und Verwendungsverfahren, wenn die 
Tätigkeiten von eingewiesenem betriebseigenen 
Personal nach Betriebsvorschriften, die den Anfor- 
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derungen des Gewässerschutzes genügen, durch-
geführt werden, 

4. Einbauen, Instandhalten und Instandsetzen von 
Rohrleitungen von Heizölverbrauchertankanlagen 
sowie Aufstellen, Instandhalten und Instandsetzen 
von oberirdischen Heizölverbrauchertankanlagen 
bis zu einem Gesamtrauminhalt von 10 0001 mit 
werksgefertigten Behältern, 

5. Tätigkeiten, die in einer wasserrechtlichen oder 
gewerberechtlichen Bauartzulassung, mit einem 
baurechtlichen Prüfzeichen oder in einer Eig-
nungsfeststellung näher festgelegt und beschrie-
ben sind. 

3.4.7 Auswirkungen auf die Gewässer 

Die Umsetzung der Vorschriften des WHG im Länder-
recht ist noch nicht abgeschlossen, so daß man zum 
jetzigen Zeitpunkt noch keine Aussagen zu den Aus-
wirkungen auf die Gewässerreinhaltung machen 
kann. Da es sich bei den Maßnahmen zum Vollzug der 
§§ 19g, 19h und 191 WHG um Vorsorgemaßnahmen 
handelt, wird nach einer gewissen Übergangsfrist mit 
spürbaren positiven Auswirkungen zu rechnen sein. 

Positive Auswirkungen des neuen WHG werden auch 
durch die neue Fachbetriebsregelung in § 191 erwar-
tet. Am Beispiel der Chemischreinigungsanlagen 
wird dies besonders deutlich: Die Vergangenheit hat 
gezeigt, daß ohne Überprüfung der Fachkenntnisse 
der Textilreiniger und ohne Prüfung der Ausrüstung 
von Textilreinigungsbetrieben Gewässerschäden zu 
besorgen sind. Gemäß der Novellierung des § 191 ha-
ben jetzt grundsätzlich auch Chemischreinigungen 
ihre Qualifikation als Fachbetrieb nachzuweisen. Zu 
diesem Zweck führt die durch das IfBt anerkannte 
Überwachungsgemeinschaft Textilreinigung die ge-
mäß § 191 geforderte Fremdüberwachung durch. 
Überwachungspflichtig sind Einbau, Aufstellung, In-
standsetzung, Instandhaltung sowie Reinigung der 
Anlagen. Der Betriebsinhaber oder der bet rieblich 
Verantwortliche muß seine Qualifikation (z. B. als ge-
prüfter Umweltfachmann der Textilreinigung oder 
Textilreinigungsmeister) nachweisen. An Geräte und 
Ausrüstungsteile werden bestimmte Anforderungen 
gestellt. Die Fachbehörden (IfBt, Wasserbehörden) 
können gegen Betriebe, die die Fachbetriebsqualifi-
kation nicht nachweisen können, die notwendigen 
Maßnahmen ergreifen. Positiver Nebeneffekt ist da-
bei auch die größere Sicherheit der Anlagen und da-
mit eine erhöhte Arbeitssicherheit. 

3.5 Bewirtschaftungspläne 

3.5.1 Zuständigkeiten 

Nach § 36b Abs. 1 obliegt es den Ländern, zur Bewirt-
schaftung der Gewässer, soweit es die Ordnung des 
Wasserhaushalts erfordert, Pläne aufzustellen, die 
dem Schutz der Gewässer als Bestandteil des Natur-
haushalts, der Schonung der Grundwasservorräte und 
den Nutzungserfordernissen Rechnung tragen. Diese 
Art der Planung gehört von ihrer Rechtswirkung her 

zu der sogenannten informellen Planung. Sie entfaltet 
keine Rechtswirkung nach außen und gilt für die Trä-
ger der allgemeinen Planung oder der verschiedenen 
Fachplanungen als Verwaltungsverordnung oder 
Richtlinie. Die einzelnen Objekte dieser Planung wer-
den meist durch Verwaltungsakte durchgesetzt. 

3.5.2 Verhältnis von Bewirtschaftungsplänen zu 
Regelungen nach § 7a und § 27 

Zum Komplex der Wassergütewirtschaft enthält das 
Wasserhaushaltsgesetz u. a. folgende Instrumente: 

— § 7 a Anforderungen an das Einleiten von Ab-
wasser 

— § 27 Reinhalteordnungen 

— § 36b Bewirtschaftungspläne 

Eine rigorose Option der Wassergütekontrolle stellt 
die Reinhalteordnung nach § 27 WHG dar, die durch 
Rechtsverordnung von der Landesregierung oder der 
von dieser bestimmten Stelle erlassen werden kann. 
Reinhalteordnungen können insbesondere vorschrei-
ben, 

1. daß bestimmte Stoffe nicht zugeführt werden dür-
fen, 

2. daß bestimmte Stoffe, die zugeführt werden, be-
stimmten Mindestanforderungen genügen müs-
sen, 

3. welche sonstigen Einwirkungen abzuwehren sind, 
durch die die Beschaffenheit des Wassers nachtei-
lig beeinflußt werden kann. 

In Reinhalteordnungen können somit Anforderungen 
an Abwassereinleitungen oder an bestimmte Stoffe im 
Abwasser gestellt werden, die über die Anforderun-
gen des § 7 a WHG hinausgehen, da die Reinhalteord-
nungen sich nicht an der Vermeidbarkeit durch tech-
nische Maßnahmen (allgemein anerkannte Regeln 
der Technik oder Stand der Technik) orientieren müs-
sen. Die Notwendigkeit von schärferen Anforderun-
gen gegenüber dem § 7 a ist aber sachlich zu begrün-
den, z. B. an bestimmten Gewässerqualitätszielen, die 
dem Wohl der Allgemeinheit entsprechen, darzule-
gen. Ein solches Ziel könnte eine besondere Qualität 
des Gewässers im Hinblick auf anspruchsvolle Nut-
zungen sein. 

Darüber hinaus bietet das WHG die Möglichkeit, für 
Flußgebiete oder Wirtschaftsräume oder für Teile von 
solchen wasserwirtschaftlichen Rahmenpläne aufzu-
stellen, um „die für die Entwicklung der Lebens- und 
Wirtschaftsverhältnisse notwendigen wasserwirt-
schaftlichen Voraussetzungen" zu sichern (§ 36 
Abs. 1). Von der Möglichkeit der wasserwirtschaftli-
chen Rahmenplanung haben die Länder bisher höchst 
unterschiedlich Gebrauch gemacht. Darüber hinaus 
hat die Rahmenplanung, soweit sie vorliegt, kaum zu 
praktischen Konsequenzen im Handeln der Länder 
geführt. 
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3.5.3 Grundsätze für die Aufstellung von 
Bewirtschaftungsplänen 

Aufgrund des § 36b Abs. 7 WHG hat die Bundesre-
gierung mit Zustimmung des Bundesrates am 19. Sep-
tember 1978 die Allgemeine Verwaltungsvorschrift 
über den Mindestinhalt von Bewirtschaftungsplänen 
erlassen (GMBl. S. 466). In der Verwaltungsvorschrift 
wurde festgelegt, daß die fünf Merkmale Güteklasse, 
Sauerstoffgehalt, Temperatur, biochemischer und 
chemischer Sauerstoffbedarf (BSB 5  und CSB) zwin-
gend in die Bewirtschaftungspläne aufzunehmen 
sind. 

3.5.4 Vollzug in den Ländern 

Bisher wurden von den Ländern 8 Bewirtschaftungs-
pläne aufgestellt: 

Leine und Oker (1974 und 1989, Niedersachsen), 
Rodau und Untermain (1983 und 1989, Hessen), 
Rurtalsperren, Obere Werre und Swistbach (1985 bis 
1987, Nordrhein-Westfalen), 
Kleine und Große Grunewaldseenkette (1987 und 
1988, Berlin). 

In Niedersachsen wird der Leineplan fortgeschrieben. 
In Hessen sind Bewirtschaftungspläne für die Riedge-
wässer Schwarzbach, Modau/Winkelbach und We

-

schnitz in Arbeit. Schleswig-Holstein bereitet mit 
Hamburg einen Bewirtschaftungsplan für die Bi lle 
vor. Baden-Württemberg und Bayern erklärten kei-
nen Bedarf für Bewirtschaftungspläne. Als einziges 
Bundesland plant Nordrhein-Westfalen zahlreiche 
weitere Bewirtschaftungspläne, in Kürze soll der Plan 
„Untere Wupper" vorgelegt werden. 

Die in Nordrhein-Westfalen linienorientierten Bewirt-
schaftungspläne betrachten das obe rirdische Gewäs-
ser und seine Auen in der freien Landschaft und in der 
Stadtlandschaft. Die bereits 1985 in Nordrhein-West-
falen eingeführte Hauptnutzungsart „Sicherung der 
ökologischen Funktion eines Gewässers in der Land-
schaft" wird zu einem obligaten Schutzziel. Zur Errei-
chung dieses Schutzziels und der Hauptnutzungs-
zwecke „Freizeitfischerei" und „Freizeit und Erho-
lung" sind nach den Erfahrungen in erheblichem Um-
fang Maßnahmen wie naturnaher Ausbau und natur-
nahe Unterhaltung erforderlich, um gewünschte 
aquatische, amphibische und terrestrische Biotope am 
Fließgewässer zu erhalten. 

Bewirtschaftungspläne, die der Schonung der Grund-
wasservorräte dienen (wie seit der 5. Nove lle zum 
WHG möglich), wurden bisher nicht erstellt. In 
Schleswig-Holstein liegt im Entwurf ein Grundwas

-

serbewirtschaftungsplan für das Gebiet der Kreise 
Dithmarschen und Steinberg vor, für das Hamburger 
Randgebiet sind technisch-naturwissenschaftliche 
Vorarbeiten für entsprechende Pläne angelaufen. 

4. Schutz der Gewässer als Bestandteil des 
Naturhaushaltes durch grenzüberschreitende 
Maßnahmen 

Die Verbesserungen des Gewässerschutzes durch die 
5. Novelle zum WHG beeinflussen auch die supra-
und internationale Zusammenarbeit im Umweltbe-
reich. Die Bundesregierung verfolgt das Ziel, be-
währte nationale Regelungen auch interna tional ein-
zuführen. 

Von den vielfältigen Aktivitäten seien hier erwähnt: 

4.1 EG-Richtlinien 

Die Arbeiten zur Konkretisierung der Richtlinie des 
Rates vom 4. Mai 1976 betreffend die Verschmutzung 
infolge der Ableitung bestimmter gefährlicher Stoffe 
in die Gewässer der Gemeinschaft wurden weiterge-
führt. So wurde am 16. Juni 1988 die Richtlinie des 
Rates vom 12. Juni 1986 betreffend Grenzwerte und 
Qualitätsziele für die Ableitung bestimmter gefährli-
cher Stoffe im Sinne der Liste I im Anhang der ge-
nannten Gewässerschutz-Richtlinie durch Vorschrif-
ten über die gefährlichen Stoffe Aldrin, Dieldrin, En-
drin, Isodrin, Hexachlorbenzol, Hexachlorbutadien 
und Chloroform ergänzt. Bisher sind für 12 von 129 als 
prioritär angesehene Stoffe der Liste I Grenzwerte 
und Qualitätsziele festgesetzt. Eine Umsetzung in na-
tionales Recht erfolgt laufend auf der Grundlage des 
§ 7 a WHG durch entsprechende Abwasserverwal-
tungsvorschriften (vgl. Ziffer 3.2.2.3). 

Im November 1988 einigten sich die EG-Umweltmini-
ster auf eine EG-Richtlinie zur Beendigung der Mee-
resverschmutzung durch Abfälle aus der Titandioxid-
Produktion. Danach sollte bis zum 31. Dezember 1989 
die Einbringung von Dünnsäure aus der Titandioxid-
Produktion eingestellt werden; dies ist in der Bundes-
repub lik Deutschland geschehen. Für drei Mitglied-
staaten wurde unter engen Voraussetzungen eine 
Übergangsfrist bis 1993 vorgesehen. 

Derzeit werden im Rat Richtlinien zum Schutz der 
Gewässer vor Verunreinigung durch Nitrate aus diffu-
sen Quellen und über die Reinigung kommunaler Ab-
wässer behandelt. 

4.2 Internationale Übereinkommen und 
Kommissionen 

4.2.1 Internationale Rheinschutzkommission (IKSR) 

Das Sandoz-Brandunglück hat die Notwendigkeit 
vorsorgenden Gewässerschutzes — und zwar in 
grenzüberschreitender Zusammenarbeit — allen Be-
teiligten erneut vor Augen geführt. Dies gilt für die 
Vorsorge gegen Störfälle ebenso wie für die Verringe-
rung der Dauerbelastung des Rheins. Die 8. Minister-
konferenz der Rheinanliegerstaaten in Straßburg hat 
am 1. Oktober 1987 das „Aktionsprogramm Rhein" 
beschlossen. 

Die darin enthaltenen Maßnahmen zielen vor allem 
ab auf 
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— eine beschleunigte Reduzierung der Belastung aus 
direkten und diffusen Einleitungen, 

— eine Verbesserung der hydrologischen und mor-
phologischen Verhältnisse des Rheins. 

Die erste Phase des Programms (bis 1989) diente der 
Vertiefung der Erkenntnisse einschließlich der Be-
standsaufnahme sowie der Erarbeitung von Mindest-
anforderungen, technischen Konzepten und Arbeits-
programmen. Dazu gehörte zum Beispiel die Erstel-
lung einer Liste der prioritären, d. h. vorrangig zu re-
duzierenden schädlichen Stoffe, Summenparameter 
und biologischen Wirkparameter sowie der betroffe-
nen Industriebereiche. Ferner wurden Bestandsauf-
nahmen der Einleitungen prioritärer Stoffe vorgenom-
men und Mindestanforderungen für kommunale Ein-
leitungen festgelegt. Technische Konzepte zur Ver-
besserung der hydrologischen und morphologischen 
Verhältnisse und zur Vermeidung störfallbedingter 
Einleitungen wurden erarbeitet. Im Rahmen der IKSR 
wurden hierfür entsprechende Arbeitsgruppen einge-
richtet. 

Während der zweiten Phase (bis 1995) sollen die Maß-
nahmen und Konzepte verwirklicht werden mit dem 
Ziel, die Gesamtmenge der Einleitungen prioritärer 
Stoffe um etwa 50 % zu verringern. Dieses Ziel kann 
u. a. durch die Einführung des modernen Standes der 
Technik im Bereich der industriellen Abwässer mit 
gefährlichen Stoffen erreicht werden. Hinzu kommen 
muß die Reduzierung von Stoffeinträgen aus diffusen 
Quellen, zum Beispiel aus der Landwirtschaft. 

Die dritte Phase (bis zum Jahre 2000) ist zusätzlichen 
Maßnahmen zur Sicherung der angestrebten Ziele 
vorbehalten. 

Die 9. Ministerkonferenz/Rhein hat am 11. Oktober 
1988 in Bonn auf Initiative der Bundesregierung wei-
terführende Beschlüsse gefaßt. Hervorzuheben sind 
die Verbesserung der Behandlung kommunaler Ab-
wässer im Hinblick auf die Belastung der Nordsee mit 
Nährstoffen sowie die Vorgaben zur Störfallvorsorge 
bei industriellen Anlagen. Die 10. Ministerkonferenz/ 
Rhein am 30. November 1989 hat die Umsetzung des 
Aktionsprogramms Rhein behandelt und die Kosten in 
den Rheinanliegerstaaten auf rund 25 Mrd. DM ge-
schätzt. 

4.2.2 Internationale Kommissionen zum Schutze der 
Mosel und der Saar gegen Verunreinigungen 

Die in den Internationalen Kommissionen zum 
Schutze der Mosel und der Saar gegen Verunreini-
gungen zusammenarbeitenden Vertreter der Regie-
rungen Frankreichs, Luxemburgs und der Bundesre-
publik Deutschland haben Anfang 1989 ein Pro-
gramm vordringlicher Maßnahmen an Mosel und 
Saar erarbeitet. Damit soll — in Ergänzung des auch 
für Mosel und Saar geltenden Aktionsprogramms 
Rhein — den besonderen Verhältnissen Rechnung 
getragen werden, die sich durch die zahlreichen 
grenzüberschreitenden Gewässer im Einzugsgebiet 
von Mosel und Saar ergeben. Einer der Schwerpunkte 
ist die unbedingt notwendige, durch die Kanalisie-
rung der Saar beschleunigt durchzuführende weitere 

Verringerung der Belastung durch sauerstoffzeh-
rende Stoffe und Nährstoffe. 

4.2.3 Internationale Gewässerschutzkommission für 
den Bodensee 

Die Interna tionale Gewässerschutzkommission für 
den Bodensee hat auf ihrer 33. Tagung am 27. Mai 
1987 in Stuttgart eine vollständige neue Fassung der 
Richtlinien für die Reinhaltung des Bodensees be-
schlossen. Hierin ist u. a. die Forderung enthalten, ab 
einer Ausbaugröße der Abwasserreinigungsanlage 
von 600 Einwohnergleichwerten (EGW) eine Phos-
phorelimination einzurichten und ganzjährig zu be-
treiben. Die Grenzwerte für den Gesamtphosphor lie-
gen gestaffelt nach Ausbaugröße zwischen 1,5 mg/l 
(ab 600 EGW) und 0,3 mg/l (mehr als 30 000 EGW). 
Diese Grenzwerte sind noch strenger als die in der 
Rahmen-Abwasserverwaltungsvorschrift fortge-
schriebenen Anforderungen nach § 7 a WHG für kom-
munale Einleitungen. 

4.2.4 Deutsch-Österreichischer 
Wasserwirtschaftsvertrag 

In Regensburg wurde am 1. Dezember 1987 der Ver-
trag zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der EG einerseits sowie der Republik Österreich ande-
rerseits über die wasserwirtschaftliche Zusammenar-
beit im Einzugsgebiet der Donau unterzeichnet. Der 
Vertrag umfaßt nahezu alle Bereiche und Vorhaben 
der Wasserwirtschaft, soweit diese die wasserwirt-
schaftlichen Verhältnisse, insbesondere das Abflußre-
gime und den Gewässergütezustand, im jeweils ande-
ren Staat beeinflussen. Er zielt hauptsächlich ab auf 

— die Abstimmung von wasserwirtschaftlichen Vor-
haben an grenzbildenden Gewässerabschnitten 
wie Gewässerausbau, Wasserableitungen, Abwas-
ser- und Wärmeeinleitungen, 

— die Verbesserung des Hochwassermelde- und 
Warndienstes an der Donau und an ihren Neben-
flüssen, 

— gemeinsame Güteuntersuchungen in Grenzberei-
chen, 

— die Abstimmung der Warn- und Alarmpläne bei 
Unfällen mit wassergefährdenden Stoffen, 

— einen umfangreichen gegenseitigen Informations-
austausch über wasserwirtschaftliche Planungen, 
Entwicklungen und nationale Regelungen. 

Der Entwurf des für die Ratifikation erforderlichen 
Vertragsgesetzes ist von der Bundesregierung im Fe-
bruar 1990 verabschiedet worden. Der Bundesrat hat 
keine Einwendungen erhoben, der Deutsche Bundes-
tag berät den Gesetzentwurf zur Zeit. 
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4.2.5 ECE-Rahmenkonvention zum Schutz 
grenzüberschreitender Gewässer 

Vervollständigt wird das Konzept der grenzüber-
schreitenden Zusammenarbeit im Gewässerschutz 
durch die Initiative der Bundesregierung für eine eu-
ropaweite, verbindliche Gewässerschutzkonvention. 
Nicht zuletzt dank der Anstrengungen der deutschen 
Delegation wurde auf dem KSZE-Umwelttreffen in 
Sofia vom 16. Oktober bis 3. November 1989 die ECE 
beauftragt, eine Rahmenkonvention zum Schutz 
grenzüberschreitender Gewässer auszuarbeiten. Die 
Beratungen bei der ECE haben bereits begonnen. Die 
Rahmenkonvention soll Vorgaben für eine moderne 
Gewässerschutzpolitik an grenzüberschreitenden 
Gewässern und für die Zusammenarbeit von Anrai-
nerstaaten umfassen. Dazu gehört u. a.: 

— Genehmigungs- und Überwachungspflicht für alle 
Einleitungen 

— biologische Behandlung kommunaler Abwässer 
als Mindeststandard 

— Anwendung des Standes der Technik bei Abwäs-
sern mit gefährlichen Stoffen 

— regionale, gewässerspezifische Konventionen mit 
Kommissionen 

— gemeinsame Meßprogramme 

— Verringerungsprogramme für Verschmutzungs-
quellen 

— Informationsaustausch 

Die Bundesregierung wird auf zügigen Abschluß der 
Verhandlungen drängen. 

4.3 Zusammenarbeit mit DDR und CSFR 

4.3.1 Elbe 

Schon 1983 haben zwei Expertengespräche mit der 
DDR über die Möglichkeiten zur Verringerung der 
Elbebelastung stattgefunden. Nachdem am 8. Sep-
tember 1987 in Bonn die Vereinbarung zwischen der 
Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der 
Regierung der DDR über die weitere Gestaltung der 
Beziehungen auf dem Gebiet des Umweltschutzes un-
terzeichnet werden konnte, hat die DDR im November 
1988 der Fortsetzung der deutsch-deutschen Gesprä-
che über die Reinhaltung der Elbe zugestimmt. Diese 
Gespräche wurden rasch aufgenommen und sind in-
zwischen gut fortgeschritten. 

Erste Pilot- und Demonstrationsprojekte zur Entla-
stung der Elbe konnten vorbereitet und am 6. Juli 
1989 in die gemeinsame Erklärung des Bundesmini-
sters für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
und des DDR-Umweltministers aufgenommen wer-
den. Entlastungen der Elbe werden eintreten durch 
die 

— Hochtemperaturverbrennung von Arzneimittel-
rückständen in Dresden, 

— Rückgewinnung von Chlorkohlenwasserstoffen 
und Quecksilber aus Abwässern in Buna, 

— Errichtung einer Anlage für die Herstellung von 
Chlor nach dem Membrantrennverfahren als Er-
satz für eine die Elbe mit 5 t/a Quecksilber bela-
stende Altanlage in Buna. 

Mit diesen Projekten kann schon etwa ein Viertel der 
derzeitigen Quecksilberbelastung der Elbe vermie-
den werden. Weiterhin kann die Belastung der Elbe 
durch Chlorkohlenwasserstoffe erheblich gesenkt 
werden. 

Ferner wurde die Errichtung von fünf Gewässergüte-
meßstationen im Elbeeinzugsgebiet vereinbart. Diese 
Stationen werden durch die dafür notwendigen La-
boratorien ergänzt. Die ersten Stationen sollen noch in 
diesem Jahr den Bet rieb aufnehmen. Damit wird die 
notwendige Informationsbasis für die Erfolgskontrolle 
geschaffen. Die Daten werden der Allgemeinheit zur 
Verfügung stehen. 

In den nächsten deutsch-deutschen „Elbe-Runden" 
sollen weitere Schritte in der Sanierung der Elbe an-
gestrebt werden. 

Auf Einladung des Ministers für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit verhandelten am 6. und 7. Fe-
bruar 1990 Regierungsvertreter der Elbeanliegerstaa-
ten CSFR, DDR und Bundesrepublik Deutschland so-
wie die EG-Kommission über die Gründung einer ge-
meinsamen Elbe-Schutz-Kommission. Die Gespräche 
hatten zum Ziel, eine völkerrechtliche Vereinbarung 
vorzubereiten, in deren Rahmen die derzeit stark be-
lastete Elbe saniert werden und damit auch maßgeb-
lich zur Entlastung der Nordsee beitragen soll. 

Als wesentliche Ziele der künftigen Kommissionsar-
beit werden für die Elbe die Möglichkeit der Trink-
wassergewinnung und die Sicherung der ökologi-
schen Vielfalt im Wasser anzustreben sein. Um dieses 
langfristige Ziel zu erreichen, wird sich die Kommis-
sion mit einem ganzen Bündel von Aufgaben befassen 
müssen. Als vorrangige Maßnahme sollen u. a. für 
das gesamte Elbeeinzugsgebiet Einleiterinventare er-
stellt, Emissionsgrenzwerte vorgeschlagen, Pro-
gramme zur Verminderung der Elbebelastung durch 
Abwässer und Abschwemmungen entwickelt, Vorsor-
gemaßnahmen gegen Verunreinigungen durch indu-
strielle Unfälle getroffen, ein abgestimmtes Warn-
und Alarmsystem von der Quelle bis zur Mündung 
und ein einheitliches Meßprogramm für die laufende 
Untersuchung der Gewässerqualität eingerichtet wer-
den. Eine wichtige Aufgabe der Kommission wird es 
weiterhin sein, die interessierte Öffentlichkeit in allen 
beteiligten Staaten über die Ergebnisse der Kommis-
sionsarbeit umfassend zu informieren. 

Schon diese Gespräche machen deutlich, daß über die 
Ziele und die Aufgaben der Kommission im wesentli-
chen Einvernehmen besteht. In einer raschen Folge 
weiterer Expertenrunden wird nunmehr ein Konven-
tionstext angestrebt, der noch im Sommer dieses Jah-
res unterzeichnet werden soll. 
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4.3.2 Werra und Weser 

Die Bundesregierung bemüht sich seit Oktober 1984 
in Verhandlungen mit der DDR um Maßnahmen zur 
Reduzierung der Werra-Versalzung. Ende 1986 muß-
ten die Verhandlungen unterbrochen werden, da die 
DDR es ablehnte, die Salzflotation als schnell wirk-
same Reduzierungsmaßnahme einzusetzen. Auf das 
Angebot der Bundesrepublik Deutschland, für eine 
Reduzierung um 100 Kilogramm Chlorid pro Se-
kunde, was mit den zur Verfügung stehenden techni-
schen Mitteln möglich wäre, einen finanziellen Bei-
trag zu leisten, hat die DDR nicht schlüssig reagiert. 
Sie hat sich jedoch im Januar 1990 bereit erklärt, die 
Verhandlungen ohne Vorbedingungen wieder aufzu-
nehmen. 

Dies ist am 14. Februar 1990 erfolgt. Angestrebt wird 
in der DDR neuerdings, die drei veralteten Werrabe-
triebe gesund zu schrumpfen und den verbleibenden 
Teil so zu erneuern, daß er sowohl die ökonomischen 
als auch die ökologischen Voraussetzungen erfüllt. 

Gemeinsam wurden als Ziele festgelegt, daß 

— Werra und Weser langfristig wieder zu Süßwasser-
flüssen werden sollen, 

— möglichst kurzfristig die zuletzt 1951 von der Kali-
abwasserkommission festgelegten Werte zu errei-
chen sind, 

— Maßnahmen zum Konzentrationsausgleich vorzu-
sehen sind, 

— Maßnahmen zur Gewährleistung der Sicherheit im 
Bergbau des Kalireviers zu ergreifen sind. 

Die Verhandlungen werden fortgesetzt. 

4.4 Schutz von Nord- und Ostsee 

Schon seit längerer Zeit hat sich in Nord- und Ostsee 
das Algenwachstum verstärkt. Die massenhafte Al-
genvermehrung im Frühsommer 1988 hat deutlich vor 
Augen geführt, daß insbesondere die Küstengewässer 
der Nordsee an der Grenze ihrer Belastbarkeit stehen. 
Das Robbensterben führte zusätzlich zu verstärkter 
öffentlicher Aufmerksamkeit. 

4.4.1 Internationale Konferenzen 

Die Bundesregierung setzt sich im nationalen und in-
ternationalen Rahmen für den Schutz der Nordsee ein. 
Sie hat bereits 1984 zur 1. Internationalen Nordsee-
schutz-Konferenz eingeladen. Mit den Ergebnissen 
der 2. Internationalen Nordseeschutz-Konferenz in 
London am 24./25. November 1987 wurde — vor al-
lem auch auf Initiative der Bundesregierung — inter-
national der Vorsorgegrundsatz zum Tragen ge-
bracht. Vereinbart wurde vor allem 

— die Reduzierung von gefährlichen Stoffen und 
Nährstoffen zwischen 1985 und 1995 in der Grö-
ßenordnung von 50 %, 

— die möglichst baldige Beendigung der Abfallbesei-
tigung in der Nordsee, 

— die Beendigung der Abfallverbrennung auf See 
stufenweise bis 1994, 

— der verstärkte Schutz der Wattenmeergebiete, 

— die verbesserte Entsorgung von Rest- und Abf all-
stoffen (Öl- und Chemikalienrückstände und Müll) 
aus dem Schiffsbetrieb, 

— die Verstärkung der Luftüberwachung. 

Auf der Ministerkonferenz in Helsinki im Februar 
1988 beschlossen die Ostseeanrainerstaaten auch für 
die Ostsee eine 50 %ige Schadstoff- und Nährstoffre-
duzierung bis 1995. 

Der 1987 in London gefaßte Grundsatzbeschluß, den 
Eintrag giftiger persistenter und bioakkumulierender 
Stoffe um 50 % zu verringern, wurde auf der 3. Inter-
nationalen Nordseeschutz-Konferenz in Den Haag 
(März 1990) dadurch verschärft, daß eine Liste von 
36 Stoffen verabschiedet wurde, von denen „jeder 
einzelne um 50 % oder mehr" zu verringern ist. Für 
17 Schadstoffe wurde das Ziel einer 50 %igen Redu-
zierung des Eintrages in die Nordsee über die Luft bis 
spätestens 1999 (Basis 1985) festgeschrieben, sofern 
der Stand der Technik eine derartige Reduzierung 
erlaubt. Für Quecksilber, Blei, Cadmium und Dioxine 
wurde eine Verringerung auf über 70 % des Eintrages 
in die Nordsee über Luft und Wasser bis 1995 festge-
schrieben, ebenfalls auf der Grundlage des Standes 
der Technik. PCB ist ab 1999 verboten und 18 Pflan-
zenschutzmittel sollen deutlich reduziert oder verbo-
ten werden. Außerdem wurde der Grundsatzbeschluß 
von 1987, wonach der Eintrag von Nährstoffen (S tick-
stoff und Phosphor) ebenfalls bis 1995 in der Größen-
ordnung von 50 % (Basis 1985) zu verringern ist, da-
durch konkretisiert, daß für kommunale Kläranlagen 
— allerdings mit der Möglichkeit von Ausnahmen — 
ab 5 000 Einwohnergleichwerten eine biologische 
Reinigungsstufe vorgesehen und ab 20 000 Einwoh-
nergleichwerten mindestens Anforderungen von 10-
15 mg/1 Stickstoff und 1-2 mg/1 Phosphor eingehal-
ten werden sollen. Diese Nährstoffreduzierung soll 
vorrangig an eutrophierungsgefährdeten Küsten 
durchgeführt werden. 

Obwohl die Beendigung der Verklappung von Indu-
strieabfällen bereits 1987 in London für Ende 1989 
angestrebt war, konnte das Vereinigte Königreich nur 
1993 als festes Enddatum zusagen. Für die Verklap-
pung von Klärschlamm gab Großbritannien 1998 als 
Enddatum an. Alle übrigen Anrainer halten sich an 
die Erklärung der 2. INK und hätten frühere Daten 
vorgezogen. 

4.4.2 10-Punkte-Katalog zum Schutz von Nord- und 
Ostsee 

Im Juni 1988 hat der Bundesminister für Umwelt, Na-
turschutz und Reaktorsicherheit mit der Vorlage des 
10-Punkte-Katalogs zum Schutz von Nord- und Ost-
see wichtige Anstöße zur beschleunigten Sanierung 
der Gewässer gegeben. Zielsetzung ist vor a llem, 

— die international eingegangenen Verpflichtungen 
rascher zu erfüllen, 
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— nationale Maßnahmen zeitlich vorzuziehen und 

— dabei vor allem die Nährstoffe und die gefährli-
chen Stoffe zu reduzieren. 

An erster Stelle der notwendigen Maßnahmen im 10-
Punkte-Katalog steht die Verbesserung der Behand-
lung von kommunalen und industriellen Abwässern 
(vgl. Ziffern 3.2.2 und 3.2.3). Der von der Bundesre-
gierung vorgelegte Entwurf einer Novelle zum Ab-
wasserabgabengesetz (siehe 3.2.4) enthält flankie-
rende Maßnahmen zur schnellen Umsetzung der 
fortgeschriebenen Abwasserverwaltungsvorschriften. 
Die Länder haben umfangreiche Programme zum 
weiteren Ausbau der Kläranlagen entwickelt und 
durchgeführt (Einzelheiten siehe Bericht der Bundes-
regierung vom 7. Februar 1990, Drs. 11/6373, 
S. 37 ff.). 

In Umsetzung des 10-Punkte-Katalogs sind im Haus-
halt 1989 des Bundesumweltministeriums 10 Millio-
nen DM für Ausgleichszahlungen im Rahmen eines 
Gewässerrandstreifenprogramms bereitgestellt wor-
den. Für die ökologische Meeresforschung in Nord-
und Ostsee werden 10 bis 12 Millionen DM jährlich 
eingesetzt, davon 3 bis 4 Millionen DM für ökologi-
sche Untersuchungen des Wattenmeeres. 

Ferner hat der Minister für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit erreicht, daß im Jahre 1989 die 
Dünnsäure aus deutschen Produktionsanlagen voll-
ständig aufgearbeitet und die Einbringung ins Meer 
eingestellt wurde. Seit Anfang Oktober 1989 werden 
keine deutschen Abfälle mehr mit Genehmigung des 
Deutschen Hydrographischen Instituts (DHI) auf Ho-
her See verbrannt. Ende 1989 wurde von der Entsor-
gungswirtschaft die Entscheidung getroffen, die Ver-
brennung von Abfällen auf Hoher See einzustellen. 

Der Minister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi-
cherheit fördert im Rahmen eines Demonstrationsvor-
habens den Aufbau einer auf Dauer praktikablen und 
kostengünstigen Schiffsentsorgung bei öl- und chemi-
kalienhaltigen Schiffsrückständen. 

Die Eckpunkte des 10-Punkte-Katalogs sind in allen 
wesentlichen Punkten umgesetzt. 

5. Umsetzungsprobleme, Fragestellungen 

5.1 Allgemeines 

Der Bericht macht deutlich, daß die Umsetzung der 
am 1. Januar 1987 in Kraft getretenen 5. Nove lle zum 
WHG noch erhebliche Lücken aufweist. Auf offene 
Fragen bei den einzelnen Neuregelungen wird noch 
gesondert eingegangen. Zu den Problemen im allge-
meinen bei der Umsetzung der wasserrechtlichen 
Vorschriften des Bundes durch die Länder läßt sich 
feststellen: 

— Die politische Diskussion um den Gewässerschutz 
nimmt auch in den Ländern einen hohen Stellen-
wert und breiten Raum ein. Entsprechend ist der 
Zeitbedarf für die Wassergesetzgebung der Län

-

der. Im Interesse einer möglichst raschen Um-
setzung notwendiger Gewässerschutzregelungen 

wäre allerdings in vielen Fällen ein schnelleres 
Handeln wünschenswert. 

— Wichtige Teile der Neuregelungen des Bundes 
müssen durch untergesetzliche, häufig mit schwie-
rigen Problemstellungen verbundene Ausfüh-
rungsvorschriften der Länder konkretisiert werden 
(z. B. Regelungen zu den Indirekteinleitern oder 
den Anlagen zum Umgang mit wassergefährden-
den Stoffen). Die von den Ländern angestrebte, 
aus der Sicht des Bundes zu begrüßende Abstim-
mung untereinander führt zu weiteren Diskussio-
nen, die die Umsetzung des Bundesrechts verzö-
gern können. 

— Erst wenn die einschlägigen Durchführungsvor-
schriften des Bundes und der Länder vorliegen, 
kann das neue Wasserrecht in der Praxis vollzogen 
werden. Vollzug heißt regelmäßig: umfangreiche 
Erhebungen und Einleitung einer Vielzahl wasser-
rechtlicher Verfahren. Erst nach Abschluß dieser 
Verfahren (teilweise mehrjährige Verfahrens-
dauer) und Ablauf der notwendigen Fristen für 
Planung und Durchführung der Anpassungsmaß-
nahmen können die angestrebten positiven Aus-
wirkungen auf die Gewässer eintreten. 

— Hinzu kommt, daß im Zeitpunkt der Neuregelun-
gen von 1986 (5. Novelle zum WHG, 2. Novelle 
zum AbwAG) noch nicht einmal die grundlegende 
Reform des Wasserrechts des Bundes von 1976 
(4. Novelle zum WHG, Erlaß des Abwasserabga-
bengesetzes) vollständig umgesetzt war. 

— Die Wasserwirtschaftsverwaltungen der Länder 
haben wiederholt darauf hingewiesen, daß mit den 
zur Verfügung stehenden Personalkapazitäten die 
zu bewältigenden Aufgaben nicht zufriedenstel-
lend erledigt werden können. 

Die dargestellten Schwierigkeiten bei der Umsetzung 
des Wasserrechts des Bundes machen deutlich, daß 
dem Gesichtspunkt des praktikablen Vollzugs eine 
hohe Priorität zukommt. 

5.2 Anforderungen an Abwassereinleitungen 

Die Durchsetzung des Technologieniveaus Stand der 
Technik nach dem neuen § 7 a WHG bereitet erhebli-
che Probleme. Zwar konnte bereits am 3. Juli 1987 mit 
der Abwasserherkunftsverordnung eine wesentliche 
Grundlage für die Erarbeitung der Anforderungen 
nach dem Stand der Technik geschaffen werden. Die 
für die Festsetzung konkreter Einleitewerte erforder-
lichen Kenntnisse lagen jedoch in vielen Fä llen nicht 
vor. Sowohl die Erfahrungen der Vollzugsbehörden 
der Länder als auch der Vertreter der betroffenen In-
dustrieverbände waren unzureichend und mußten 
durch Forschungsvorhaben ergänzt werden. Dies gilt 
vor allem für die Bereiche, in denen noch erheblicher 
Nachholbedarf im Gewässerschutz besteht. In diesen 
Bereichen spielt für die Länder auch der Umstand eine 
wesentliche Rolle, daß sie gemäß § 7 a Abs. 2 in eige-
ner Verantwortung die vorhandenen Einleitungen 
den verschärften Anforderungen anzupassen und 
hierfür angemessene Fristen festzusetzen haben. Es 
macht offenbar Probleme, die bei Einführung strenger 
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Anforderungen notwendigen großzügigeren Anpas-
sungsfristen politisch durchzusetzen. Dies mag bei 
den Ländern teilweise Tendenzen fördern, im Rah-
men ihrer Beteiligung bei der Erarbeitung und dem 
Erlaß der Abwasserverwaltungsvorschriften die An-
forderungen auch an den Möglichkeiten einer kurz-
bis mittelfristigen Umsetzung bei bestehenden Anla-
gen und nicht nur an den für neue Anlagen realisier-
baren hohen technischen Standards zu orientieren. 

Ein weiteres Problem stellte vor allem zu Beginn der 
Arbeiten fast durchweg die vom Gesetzgeber aus 
Gründen der Verhältnismäßigkeit der Mittel einge-
führte Trennung in zwei unterschiedliche Technolo-
gieniveaus (allgemein anerkannte Regeln der Tech-
nik und Stand der Technik) in Abhängigkeit von der 
Gefährlichkeit der Abwasserinhaltsstoffe dar. Die ein-
deutige Zuordnung insbesondere von Stoffgruppen, 
die über Summenparameter (z. B. CSB) erfaßt wer-
den, in gefährlich oder nur schädlich, ist grundsätzlich 
nicht möglich. So ist die CSB-Belastung eines kommu-
nalen Abwassers deutlich anders zu bewerten als die 
eines Abwassers aus einem Chemiewerk. Andere 
Stoffe, wie z. B. die Nährstoffe, sind zwar nicht als 
gefährliche Stoffe im Sinne des § 7 a WHG einzustu-
fen, sie können aber im Gewässer zu Auswirkungen 
auf den Naturhaushalt führen, die denen gefährlicher 
Stoffe durchaus vergleichbar sind. Dieses Problem 
wird insbesondere durch die Weiterentwicklung der 
allgemein anerkannten Regeln der Technik und die 
zunehmende Bedeutung produktionsintegrierter 
Maßnahmen eine immer geringere Rolle spielen. In 
den relevanten Abwasserherkunftsbereichen werden 
sich beide Technologieniveaus weiter annähern, da 
die der Reduzierung der gefährlichen Stoffe dienen-
den Maßnahmen auch die übrigen Schadstoffe verrin-
gern werden. 

5.3 Festsetzung von Wasserschutzgebieten 

Bei der Verbesserung des Schutzes der Trinkwasser-
ressource „Grundwasser" ist ein, wenn auch unter-
schiedliches, Vollzugsdefizit erkennbar. Nach Auffas-
sung der Bundesregierung müssen die Länder in weit 
größerem Umfang als bisher Wasserschutzgebiete 
festsetzen. Das Vollzugsdefizit bei der Festsetzung 
von Wasserschutzgebieten besteht nicht zuletzt des-
halb, weil die einschlägigen Vorschriften, z. B. die 
wasserrechtlichen Bestimmungen der Länder und die 
Wasserschutzgebietsrichtlinien des Deutschen Ver-
eins des Gas- und Wasserfaches (DVGW), nicht oder 
nur für bestimmte Bereiche regeln, was mit bereits 
bestehenden Nutzungen im Einzugsbereich von Was-
serfassungen zu geschehen hat. 

5.4 Umgang mit wassergefährdenden Stoffen 

Da bei der Novellierung des § 19 g WHG die unter den 
erweiterten Anwendungsbereich fallenden Anlagen 
nicht näher benannt wurden, haben der Bundesmini-
ster für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
und das Umweltbundesamt ein Forschungsvorhaben 
initiiert, in welchem geklärt werden soll, welche Anla-
gen in Abhängigkeit vom Gefährdungspotential 

(WGK) unter den erweiterten Beg riff des § 19g WHG 
fallen. Darauf aufbauend können dann anhand von 
Gefahrenanalysen Schwachstellen ermittelt und An-
forderungen formuliert werden. Damit soll den Bun-
desländern Hilfestellung beim Vollzug geleistet und 
gleichzeitig dem Bundesinteresse an einer einheitli-
chen Praxis Rechnung getragen werden. 

Im übrigen ist die Umsetzung der §§ 19 g ff. in den 
Ländern voll im Gange. Hierbei sind auch die für die 
Praxis sehr bedeutsamen und bis Ende Juni 1991 in 
das nationale Recht umzusetzenden Vorschriften der 
EG-Richtlinie vom 21. Dezember 1988 über Baupro-
dukte (89/106/EWG) zu berücksichtigen. Vorerst sind 
deshalb noch keine verläßlichen Bewertungen mög-
lich. 

5.5 Bewirtschaftungspläne 

Die erhoffte deutliche Wasserqualitätsverbesserung 
durch das neue gesetzliche Instrumentarium der Be-
wirtschaftungspläne ist bisher ausgeblieben. In den 
vorhandenen Bewirtschaftungsplänen werden haupt-
sächlich Maßnahmen des Ausbaus und der Verbesse-
rung der Abwasserreinigung vorgesehen. Auch ist 
den Plänen gemeinsam, daß die angestrebte Verbes-
serung der Wasserqualität nicht durch gemeinsame 
Betrachtung der Wassermengen- und -gütewirtschaft 
erreicht werden soll, wie es realistisch wäre. Außer-
dem werden lediglich länderbegrenzte Einzugsge-
biete behandelt, jedoch keine großen Flüsse. Das seit 
über 10 Jahren bestehende gesetzliche Instrumenta-
rium hat mit 8 fertiggestellten Bewirtschaftungsplä-
nen insgesamt keinen wesentlichen Beitrag zur Ver-
besserung der Qualität der Fließgewässer in der Bun-
desrepublik Deutschland geleistet. 

Die Ziele eines Bewirtschaftungsplans können zum 
großen Teil sicher auch mit Einzelmaßnahmen oder 
Einzelanwendungen von Gesetzen verwirklicht wer-
den. Doch in der Praxis des Vollzuges dürfte nach 
Auffassung der Bundesregierung ein umfassendes 
Planungsinstrument wie ein Bewirtschaftungsplan so-
wohl vom Rechtsgewicht als auch von der Planungs-
qualität zusätzliche Impulse für den Gewässerschutz 
schaffen. Die Bundesregierung wird mit den Ländern 
erörtern, wie das Instrument Bewirtschaftungsplan in 
Zukunft effektiver gehandhabt und ggf. fortentwik-
kelt oder neu gestaltet werden kann. 

6. Zusammenfassung und Ausblick 

Mit der 5. Novelle zum WHG und den danach getrof-
fenen Maßnahmen ist eine wesentliche Etappe zur 
Verwirklichung eines vorsorgenden Gewässerschut-
zes erreicht. Vor allem mit den verschärften Anforde-
rungen an das Einleiten von Abwasser (Verwaltungs-
vorschriften nach § 7 a WHG) werden Flüsse und Seen 
durch Maßnahmen an der Quelle nachhaltig von ge-
fährlichen Stoffen und von Nährstoffen entlastet. Das 
kommt zugleich auch dem Grundwasser und der 
Nord- und Ostsee zugute. Auch international ist mit 
der Verabschiedung weiterer EG-Richtlinien der 
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Schutz der Gewässer vor gefährlichen Stoffen weiter 
ausgebaut worden. 

Mit verstärkten internationalen Anstrengungen wird 
der Schutz grenzüberschreitender Flüsse wesentlich 
verbessert. Besonders hervorzuheben sind die Maß-
nahmen zum Schutz des Rheins, der — nach dem Un-
fall  von Sandoz mit seinen schweren Folgen für die 
Ökologie des Rheins — durch ein umfassendes Ak-
tionsprogramm in den nächsten Jahren g rundlegend 
verbessert wird. Besonders hervorzuheben ist dane-
ben der Einstieg in die grenzüberschreitende Zusam-
menarbeit auch bei der Elbe, die nach langen Jahren 
vergeblicher Bemühungen in Gang gebracht werden 
konnte. 

Mit den Beschlüssen der 2. Internationalen Nordsee-
schutz-Konferenz (INK) ist es auch gelungen, die Sa-
nierung und den vorsorgenden Schutz der Nordsee 
durch alle Anrainerstaaten einzuleiten. Der 10-
Punkte-Katalog zum Schutz von Nord- und Ostsee 
dient der beschleunigten Umsetzung der Beschlüsse 
der INK und der Helsinki-Konferenz, die vor dem Hin-
tergrund der deutlich gewordenen Verschlechterung 
des Gewässerzustandes dieser Meere dringend gebo-
ten ist. Die 3. INK hat, obwohl sie nicht alle Erwartun-
gen erfüllen konnte, insbesondere bei der Reduzie-
rung der gefährlichen Stoffe und der Nährstoffe wei-
tere Fortschritte gebracht. 

In den nächsten Jahren wird es darauf ankommen, die 
eingeleiteten Verbesserungen nachhaltig auszu-
bauen und zu verstärken. Ziel der Bundesregierung 
ist es nach wie vor, für möglichst viele Oberflächen-
gewässer mindestens die Gewässergüteklasse II zu 
erreichen. Dazu müssen vor allem weitere entschei-
dende Minderungen der Schadstoffeinleitungen 
durch Maßnahmen bei Indust rie und Kommunen 
durchgesetzt werden. Es gilt, den Ausbau der Kläran-
lagen um eine 3. Reinigungsstufe rasch und umfas-
send voranzutreiben. Die Begrenzung der gefährli-
chen Stoffe nach dem Stand der Technik bei industri-
ellen Direkteinleitern und Indirekteinleitern erfordert 
zunehmend auch innerbetriebliche Vermeidungs-
maßnahmen und am Gewässerschutz orientierte Um-
stellungen von Produktionsprozessen sowie die Sub-
stitution von hochgiftigen Einsatzstoffen durch weni-
ger gefährliche Stoffe. 

Die Industrie hat hier bereits vieles geleistet; sie ist bei 
dieser Aufgabe jedoch anhaltend vor große Heraus-
forderungen gestellt. Auf Kommunen und gewerbli-
che Einleiter sowie die Länder kommt mit der notwen-
digen Sanierung schadhafter Kanalisationen eine zu-
sätzliche bedeutsame Aufgabe zu, die einen beträcht-
lichen finanziellen Aufwand erfordern wird. 

Vorsorgender Schutz der Oberflächengewässer ver-
langt zunehmend — neben der Emissionsminderung 
an der Que lle — die Festlegung von Qualitätszielen. 
Die Einhaltung von Emissionswerten kann nicht ver-
hindern, daß die Zahl der Emissionsquellen und damit 
die Menge der Schadstoffeinträge zunimmt und daß 
sich die Wasserqualität verschlechtert, z. B. durch Ein-
träge aus diffusen Quellen, wie Abschwemmungen 
aus landwirtschaftlich genutzten Flächen und durch 
Einträge über den Luftpfad. Notwendig ist darum die 
Ergänzung des Emissionskonzepts durch konkrete 

Umweltqualitätsziele. Die Überschreitung eines Qua-
litätszieles dient vor allem den Vollzugsbehörden als 
wichtiger Hinweis, daß Maßnahmen erforderlich sind, 
um die Ursache der Überschreitung aufzudecken und 
geeignete Vermeidungsmaßnahmen in die Wege zu 
leiten. 

Anforderungen an den Gütezustand der Gewässer lie-
gen bisher nur für einige Parameter vor, und zwar vor 
allem in Abhängigkeit von den jeweiligen Nutzun-
gen, z. B. in verschiedenen Richtlinien der EG. Auf 
Initiative des Ministers für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit wurde daher ein Bund/Länder-Ar-
beitskreis „Gefährliche Stoffe — Qualitätsziele zum 
Schutz oberirdischer Gewässer" eingerichtet. Dieser 
Arbeitskreis hat eine Konzeption zur Ableitung von 
Qualitätszielen zum Schutz obe rirdischer Gewässer 
vor gefährlichen Stoffen erarbeitet. Hierauf sollen in 
Zukunft Qualitätszielvorschläge für gefährliche Stoffe 
gestützt werden. In den nächsten Jahren ist diese 
Konzeption weiterzuentwickeln, die Ergebnisse sind 
unter Beteiligung der Betroffenen schrittweise in den 
Verwaltungsvollzug einzuführen. 

Der Schutz der Gewässer muß sich künftig verstärkt 
an den ökologischen Erfordernissen orientieren. Dies 
erfordert zunehmend die interdisziplinäre Zusam-
menarbeit aller Fachgebiete mit maßgeblicher Rolle 
der Wasserchemie, der Ökologie und Biologie. Mit 
dem Aktionsprogramm Rhein ist für ein bedeutendes 
Flußgebiet die Durchsetzung solcher ökologischen 
Zielsetzungen bereits eingeleitet. Wichtig ist die na-
turnahe Gestaltung der Gewässer, die auch zu einer 
Verminderung von Hochwasserrisiken führt. 

Besondere Aufmerksamkeit verdient in den nächsten 
Jahren der Schutz des Grundwassers. Es gilt, die 
Grundwasservorkommen vorsorglich zu schützen. 
Auch hier liegen wichtige Aufgaben für den Vollzug 
in den Ländern (im Bereich des Wasserrechts ebenso 
wie im Pflanzenschutz-, Düngemittel-, Abfall- und 
Chemikalienrecht). Die Länder sollten sich durch den 
Aufbau einer flächendeckenden Grundwasserüber-
wachung Möglichkeiten schaffen, Gefährdungen des 
Grundwassers rechtzeitig zu erkennen. Erste Schritte 
sind eingeleitet. 

Die langfristige Sicherung einer guten Trinkwasser-
qualität erfordert weitreichende Maßnahmen vor al-
lem in der Landwirtschaft. Es geht nicht an, daß Was-
serversorgungsunternehmen als „chemische Fabri-
ken" durch aufwendige technische Verfahren die Ein-
haltung der Bestimmungen der Trinkwasserverord-
nung sicherstellen müssen. Ebensowenig geht es an, 
daß die durch die Anwendung von Pflanzenschutz-
mitteln entstehenden Probleme generell durch eine 
Erhöhung der Grenzwerte in der Trinkwasserverord-
nung gelöst werden. 

Aus ökologischen und ökonomischen Gründen ist es 
erforderlich, daß Grundwasserbelastungen durch 
Düngemittel und Pflanzenschutzmittel von vornher-
ein so weit wie möglich vermieden werden. Die land-
wirtschaftliche Praxis muß daher künftig den Einsatz 
von Pflanzenschutz- und Düngemitteln auf das unbe-
dingt erforderliche Maß unter Berücksichtigung der 
Schadenschwellen und der Standortgegebenheiten 
beschränken. Die Anwendungs- und Zulassungsbe- 
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dingungen für Pflanzenschutzmittel sind in den letz-
ten Jahren im Interesse der Umwelt erheblich ver-
schärft worden. Es kommt nun darauf an, die wei trei-
chenden Regelungen des Pflanzenschutzrechts strikt 
anzuwenden. 

Angesichts grenzüberschreitender Gewässerbela-
stungen wird in den kommenden Jahren die inte rna-
tionale Zusammenarbeit im Umweltschutz immer 
wichtiger. Vor allem in der EG geht es darum, gemein-
sam anspruchsvolle Standards zur Vermeidung ge-
fährlicher Stoffe festzulegen. Es kommt darauf an, al-
len Mitgliedstaaten die Notwendigkeit von Emis-
sionsnormen auf hohem technischen Niveau für einen 
vorsorgenden Schutz der Gewässer deutlich zu ma-
chen. Emissionsminderung ist vor allem auch zum 

Schutz der Nordsee in den Anrainerstaaten dringend 
geboten. 

Die Umsetzung des Aktionsprogramms Rhein wird in 
den nächsten Jahren bei allen Anliegern, bei Kommu-
nen und Industrie große Anstrengungen erfordern. 
Weiteres Ziel der Bundesregierung ist es, mit der DDR 
und CSFR zu einem abgestimmten Sanierungspro-
gramm für die Elbe zu kommen. 

Die Bundesregierung wird die aus diesem Bericht re-
sultierenden Konsequenzen für eine erneute Ände-
rung des Wasserhaushaltsgesetzes unter Beteiligung 
der Länder sorgfältig prüfen und die notwendigen 
Vorschläge dem Deutschen Bundestag in der näch-
sten Legislaturpe riode bald zuleiten. 
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Anlage 1 
I. Übersicht über die Verwaltungsvorschriften nach § 7a WHG 

Abwasser

-
VwV/ 
Anhang zur 
RahmenVwV 

Herkunftsbereiche 

 

Erlaß Fortschrei-
bung* ) 

0 Rahmen-Abwasserverwaltungsvorschrift 8. 	9. 1989 19. 12. 1989 
1/1 Gemeinden 16.12.1982 9. 11. 1988 

8. 	9. 1989 
2/2 Braunkohle-Brikettfabrikation 10. 	1. 1980 19. 12. 1989 
3/3 Milchverarbeitung 17. 	3. 1981 10. 11. 1986 

19. 12. 1989 
4 Ölsaatenaufbereitung, Speisefett- und Speiseölraffina- 17. 	3. 1981 in Arbeit 

tion 
5/5 Herstellung von Obst- und Gemüseprodukten 17. 	3. 1981 19. 12. 1989 
6/6 Herstellung von Erfrischungsgetränken und Getränke- 17. 	3. 1981 19. 12. 1989 

abfüllung 
7 Fischverarbeitung 17. 	3. 1981 in Arbeit 
8/8 Kartoffelverarbeitung 17. 	3. 1981 19. 12. 1989 
9/9 Herstellung von Beschichtungsstoffen und Lackharzen 17. 	3. 1981 19. 12. 1989 
10/10 Fleischwirtschaft 17. 	3. 1981 19. 12. 1989 
11/11 Brauereien 17. 	3. 1981 19. 12. 1989 
12/12 Herstellung von Alkohol und alkoholischen Getränken 17. 	3. 1981 19. 12. 1989 
13 Herstellung von Holzfaserhartplatten 17. 	3. 1981 in Arbeit 
14/14 Trocknung pflanzlicher Produkte für die Futtermittelher- 17. 	3. 1981 19. 12. 1989 

stellung 
15/15 Herstellung von Hautleim, Gela tine und Knochenleim 17. 	3. 1981 19. 12. 1989 
16 Steinkohleaufbereitung und Steinkohle-Brikettfabrika- 15. 	1. 1982 in Arbeit 

tion 
17 Herstellung keramischer Erzeugnisse 15. 	1. 1982 in Arbeit 
18 Zuckerherstellung 15. 	1. 1982 in Arbeit 
19 Teil A: Zellstofferzeugung 15. 	1. 1982 18. 	5. 1989 

für '92 vorge- 
sehen 

19 Teil B: Papier und Pappe 15. 	1. 1982 in Arbeit 
20 Tierkörperbeseitigung 19. 	5. 1982 10. 11. 1986 
21/21 Mälzereien 19. 	5. 1982 19. 12. 1989 
22 Mischabwasser 19. 	5. 1989 in Arbeit 
23 Herstellung von Calciumcarbid 19. 	5. 1982 
24 Eisen- und Stahlerzeugung 19. 	5. 1982 in Arbeit 
25/25 Lederherstellung, Pelzveredelung, Lederfaserstoffher- 3. 	3. 1983 8. 	9. 1989 

stellung 
26 Steine und Erden 3. 	3. 1983 in Arbeit 
27 Erzaufbereitung 3. 	3. 1983 
28 Melasseverarbeitung 13. 	9. 1983 in Arbeit 
29 Fischintensivhaltung 13. 	9. 1983 in Arbeit 
30/30 Sodaherstellung 13. 	9. 1983 19. 12. 1989 

für '92 vorge- 
sehen 

31 Wasseraufbereitung, Kühlsysteme 13. 	9. 1983 in Arbeit 
32 Arzneimittel 5. 	9. 1984 
33 Herstellung von Perboraten 5. 	9. 1984 
34 Herstellung von Bariumverbindungen 5. 	9. 1984 
35 Hochdisperse Oxide 5. 	9. 1984 
36 Herstellung von Kohlenwasserstoffen 5. 	9. 1984 in Arbeit 
37 Herstellung anorganischer Pigmente 5. 	9. 1984 in Arbeit 
38 Textilherstellung 5. 	9. 1984 in Arbeit 
39/39 Nichteisenmetallherstellung 5. 	9. 1984 19. 12. 1989 
40/40 Metallbearbeitung, Metallverarbeitung 5. 	9. 1984 8. 	9. 1989 
41/41 Glasherstellung und -verarbeitung 5. 	9. 1984 19. 12. 1989 
42 Alkalichloridelektrolyse nach dem Amalgamverfahren 5. 	9. 1984 in Arbeit 
43 Chemiefasern 5. 	9. 1984 in Arbeit 
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Abwasser

-

VwV/ 
Anhang zur 
RahmenVwV 

Herkunftsbereiche Erlaß Fortschrei-
bung*)  

44 Herstellung von mineralischen Düngemitteln außer 5. 	9. 1984 in Arbeit 
Kali 

45 Erdölverarbeitung 5. 	9. 1984 in Arbeit 
46 Steinkohleverkokung 25. 	8. 1986 in Arbeit 
/47 Wäsche von Rauchgasen aus Feuerungsanlagen 8. 	9. 1989 

48/48 Verwendung bestimmter gefährlicher Stoffe 9. 	1. 1989 19. 12. 1989 
/49 Mineralölhaltiges Abwasser 19. 12. 1989 
/50 Zahnbehandlung 8. 	9. 1989 
/51 Ablagerung von Siedlungsabfällen 8. 	9. 1989 in Arbeit 
/52 Chemischreinigung 19. 12. 1989 
/.. Chemisch-Physikalische Abfallbehandlung in Arbeit 
/.. Zweitraffinerien in Arbeit 
/.. Herstellung und Verarbeitung von Kunststoffen, Gummi in Arbeit 

und Kautschuk 
/.. Verwertung, Behandlung und Besei tigung von flüssigen in Arbeit 

Rückständen aus fotographischen Prozessen 
/.. Medizinischer Bereich (Krankenhausabwässer etc.) in Arbeit 
/.. Halbleiter, Gleichrichter, Fotozellenherstellung in Arbeit 

*) in der Regel Übernahme als Anhang zur RahmenVwV 
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II. Anforderungen in den neuen Verwaltungsvorschriften nach § 7a WHG 

Herkunftsbereich Stand der Allgemein anerkannte 
Technik Regeln der Technik 

Wesentliche Parameter 

1. Rahmen-AbwasserVwV Gefährliche Nährstoffe Weitere 
Stoffe Parameter 

Anhang 1 Gemeinden N, P CSB, BSB5  
Anhang 2 Braunkohle-Brikettfabrikation AFS, CSB 
Anhang 3 Milchverarbeitung N, P CSB, BSB5 
Anhang 5 Herstellung von Obst- und Gemüseproduktion N, P CSB, BSB5  
Anhang 6 Herstellung von Erfrischungsgetränken und Ge- P CSB, BSB5  

tränkeabfüllung 
Anhang 8 Kartoffelverarbeitung N, P CSB, BSB5  
Anhang 9 Herstellung von Beschichtungsstoffen und Lack- Schwermetalle CSB, BSB5  

harzen AOX, GF 
Anhang 10 Fleischwirtschaft N, P CSB, BSB5  
Anhang 11 Brauereien N, P CSB, BSB5  
Anhang 12 Herstellung von Alkohol und alkoholischen Ge- N, P CSB, BSB5  

tränken 
Anhang 14 Trocknung pflanzlicher Produkte für die Futter- CSB, BSB5  

mittelherstellung 
Anhang 15 Herstellung von Hautleim, Gelatine und Kno- N, P CSB, BSB5  

chenleim 
Anhang 21 Mälzereien CSB, BSB5  
Anhang 25 Lederherstellung, Pelzveredelung, Lederfaser- Sulfid, 	Chrom, N, P CSB, BSB5  

stoffherstellung AOX, GF 
Anhang 30 Sodaherstellung Schwermetalle, N CSB, AFS, 

GF Chlorid 
Anhang 39 Nichteisenmetallherstellung Schwermetalle, CSB, Eisen 

GF 
AOX, 	Cyamid, 
Chlor 

Anhang 40 Metallbearbeitung, Metallverarbeitung Schwermetalle, N, P CSB, Eisen, 
AOX, Kohlenwasser- 
Cyamid, GF stoffe 

Anhang 41 Herstellung und Verarbeitung von Glas und Schwermetalle, CSB, AFS, Sul- 
künstlichen Mineralfasern Arsen, fat, Fluorid 

Antimon 
Anhang 47 Wäsche von Rauchgasen aus Feuerungsanla- Schwermetalle CSB, AFS 

gen 
Anhang 49 Mineralölhaltiges Abwasser Kohlenwasser- 

stoffe 
Anhang 50 Zahnbehandlung Quecksilber 
Anhang 51 Ablagerung von Siedlungsabfällen Schwermetalle, N CSB, BSB5  

AOX, GF 
Anhang 52 Chemischreinigung AOX 

2. Abwasserverwaltungsvorschriften 

19. AbwasserVwV Teil A Zellstofferzeugung AOX, GF CSB, BSB5  
48. AbwasserVwV Verwendung bestimmter gefährlicher 

Stoffe 
Anhang 1 Cadmium Cadmium 
Anhang 2 Hexachlorcyclohexan Hexachlor- 

cyclohexan 
Anhang 3 halogenorganische Verbindungen Tetrachlor- 

methan u. a. 
Anhang 4 Asbest AFS, Asbest 
Anhang 5 Aldrin, Dieldrin, Endrin, Isodrin Aldrin, Diel- 

drin u. a. 

Legende: CSB 	= Chemischer Sauerstoffbedarf 	 P 	= Phosphor 
BSB5  = Biochemischer Sauerstoffbedarf 	 GF 	= Fischgiftigkeit als Verdünnungsfaktor 

in 5 Tagen 	 AFS = Abfiltrierbare Stoffe 
N 	= Stickstoff 	 AOX = Adsorbierbare organisch gebundene 

Halogene 
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Anlage 2 

Wasserschutzgebiete in den Bundesländern 

(Erhebung der LAWA-AG „Wasserversorgung") 	 Stand 1989 

Bundesland 
Gesamt -

fläche 
(km2) 

festgesetzt im Verfahren geplant Summe (Endzustand) Durch -
schn. 
Größe 
(km2) Zahl Fläche 

km2) Zahl Fläche (km2) Zahl Fläche (km2) Zahl Fläche (km2) % 

Baden-Württemberg   35 752 2 485 4 411 100 633 611 3 555 3 196 8 599 (24,1) 2,69 
Bayern   70 553 3 590 2 130 480 370 70 200 4 140 2 700 ( 3,8) 0,65 
Berlin  480 3 18 1 9 4 8 8 35 ( 7,3) 4,38 
Bremen   404 4 29 0 0 1 6 5 35 ( 8,7) 7,00 
Hamburg  755 0 0 2 71 4 75 6 146 (19,3) 24,33 
Hessen  21 112 1 230 4 726 560 *) 310 1 863 2 100 6 589 (31,2) 3,14 
Niedersachsen   47 438 270 2 700 80 1 600 450 2 300 800 6 600 (13,9) 8,25 
Nordrhein-Westfalen   34 071 342 3 550 113 700 361 2 150 816 6 400 (18,5) 7,84 
Rheinland-Pfalz   19 848 1 450 1 300 110 200 240 500 1 800 2 000 (10,1) 1,11 
Saarland   2 659 29 150 5 174 55 676 89 1 000 (38,9) 11,24 
Schleswig-Holstein   15 727 15 170 25 435 50 500 90 1 105 ( 7,0) 12,28 

Summe   248 708 9 418 19 184 1 456 4 192 2 176 11 833 13 050 35 209 (14,2) 2,70 

*) Flächenanteil ist in Spalte „geplant" enthalten. 






